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Es geht konkret um ca. 1.200
so genannte „Polizeivollzugsan-
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darum, dass für sie endlich eine
Gefährdungsbeurteilung erstellt
wird.
S. 18

Schon in den Grundschulen
werden in Deutschland
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DGB-SPITZEN BEI BUNDESKANZLERIN MERKEL:

Gewerkschaften warnen vor Abbau von
Arbeitnehmerrechten

Unter dem Eindruck der Finanz- und
Wirtschaftskrise trafen sich Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel, der Vorsitzen-
de des Deutschen Gewerkschaftsbundes
Michael Sommer sowie die Vorsitzenden
der DGB-Einzelgewerkschaften am 28.
August 2009 zu einem Meinungsaustausch
im Bundeskanzleramt.

Die Folgen der Finanz- und Wirtschafts-
krise, so räumte die Kanzlerin ein, sei noch
lange nicht überwunden. Die öffentliche
Wahrnehmung der Situation entspreche
nicht der Realität. Trotz aller erfreulichen
Meldungen werde es in diesem Jahr ein
Schrumpfen der Wirtschaft um 5 bis 6 Pro-
zent geben.

Die vom GdP-Bundesvorsitzenden
Konrad Freiberg (im Bild 3. v. l.) vorgetra-
gene Sorge, dass es ob dieser Lage zu weite-
ren Sparmaßnahmen bei den öffentlichen
Haushalten kommen könne, versuchte die
Kanzlerin zu zerstreuen. Der zu erwarten-
de langsame Aufschwung, so Merkel, dürfe
nicht durch Sparen gefährdet werden. Hin-
sichtlich möglicher neuer Regierungs-
koalitionen nach der Bundestagswahl warn-
ten die Gewerkschafter vor dem Abbau von
Arbeitnehmerrechten.

Weitere Themen des Gesprächs waren
die Ausbildungsmisere, das so genannte
Guttenberg-Papier, der Kündigungsschutz,
die Tarifautonomie und der Umgang mit
Opel. Die Themen Arbeitslosengeld und
Altersteilzeit wurden auf die Zeit nach der
Wahl vertagt und ein erneutes Treffen für
den Oktober vereinbart.

Rolle der Gewerkschaften
gewürdigt

Bundeskanzlerin Merkel dankte in ihrem
Eröffnungsstatement den Gewerkschaften.
Sie seien ein wesentlicher Teil der Erfolgs-
geschichte des Konjunkturprogramms der
Regierung. Die tägliche Arbeit mit den
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
und auch die tägliche Arbeit der Betriebs-
räte hätten wesentlich dazu beigetragen,
dass die Instrumente des Konjunkturpakets
angenommen wurden. Insbesondere die
Kurzarbeit, die natürlich für viele Unterneh-
men ein ganz wesentlicher Punkt seien, aber
auch das Infrastrukturprogramm sowie die

Stützungsmaßnahmen in der Automobilin-
dustrie nannte die Kanzlerin.

Merkel: „Die Tatsache, dass wir jetzt
eventuell die Talsohle erreicht haben, darf
nicht darüber hinweg täuschen, dass dies die
mit Abstand schwierigste Wirtschaftskrise
ist, die die Bundesrepublik Deutschland in
60 Jahren jemals zu bestehen hatte. Das
Minus in diesem Jahr beträgt 5 Prozent oder
6 Prozent. Bis jetzt betrug der größte Ein-
bruch in den 70-er Jahren 0,9 Prozent. Das
heißt also, die Krise ist auf dem Niveau der

Talsohle nicht etwa vorbei, sondern wir
müssen jetzt alles daran setzen, dass wir erst
einmal wieder dort ankommen, wo wir vor
der Krise waren und diesen Wachstumspfad
jetzt miteinander gestalten. Dabei setze ich
auf die Instrumente der Mitbestimmung, auf
die Verantwortung der Gewerkschaften und
Betriebsräte.“

Merkel versprach den Gewerkschafts-
vertretern, sich intensiv um die Ausbildungs-
situation zu kümmern: „Wir haben ein gro-
ßes Interesse daran, dass jeder Schulabgän-
ger einen Ausbildungsplatz bekommt. Wir
verschließen nicht die Augen davor, dass es
eine Gruppe erheblicher Größe von jungen
Menschen gibt, die in den vergangenen Jah-
ren keinen Ausbildungsplatz bekommen

haben. Drittens müssen wir uns darum küm-
mern, wie es mit denen aussieht, die jetzt
mit der Lehre fertig werden. Werden sie
übernommen, und muss an dieser Stelle
noch nachgesteuert werden? – Das ist
jedenfalls etwas, das mich interessiert.“

DGB-Vorsitzender Michael Sommer
nahm die Themenvorlage auf und erweiter-
te die Gruppe der Arbeitsplatzsuchenden
um die große Zahl von Hochschulab-
solventen, die jetzt fertig aus dem Studium

kämen, in die Betriebe wollten, insbe-
sondere in die großen Industriebereiche,
und jetzt, in der Krise, sehr schwierige Be-
dingungen für Beschäftigung vorfänden.

Irritiert zeigte sich Sommer über wo-
möglich auch dem Wahlkampf geschuldete
Äußerungen, die darauf zielen, erkämpfte
und sinnvolle Arbeitnehmerrechte, die ge-
rade in der Krise ihre positive Wirkung zei-
gen, in Frage zu stellen: „...  ob es jetzt das
so genannte Guttenberg-Papier ist oder
jüngste Äußerungen einer Partei, die gerne
in die Regierung möchte, beziehungsweise
von Wirtschaftsverbänden zum Kündi-
gungsschutz und Arbeitnehmerschutz-
rechten sind.“

            red.

Voll des Lobes über die Rolle der Gewerkschaften in der Finanz- und Wirtschaftskrise zeigte
sich Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel vor dem Arbeitsessen mit den Spitzen des DGB und
seiner Einzelgewerkschaften.

 Fotos: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bundesbildstelle
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Im August haben wir in der DP un-
ser Sommer-Preisausschreiben veröf-
fentlicht. Trotzdem die Fragen nicht
ohne einen gewissen Rechercheauf-
wand zu beantworten waren, erreichte
uns doch eine Flut von Zuschriften –
die meisten waren richtig. An dieser
Stelle vielen Dank an jeden Einzelnen,
der sich an dieser nicht ganz einfachen
Tüftelei beteiligt hat.

So waren die Antworten richtig:
1. c, 2. b, 3. b, 4. b, 5. b, 6. c, 7. b, 8. b.

Im Folgenden nun die Gewinner, die
wir unter Ausschluss des Rechtsweges
ermittelt haben.

1. Preis
SEK Einsatztrolley (Mehler Law
Enforcement)
Dirk Lauer, Homburg
2. Preis
Einsatzstiefel Ranger GSG9-S
(HAIX)
Lothar Kunert, Helmstedt
3. Preis
Sonnenbrille MFrame Array
(Oakley)
Wolfram Weise, Dortmund
4.-13. Preis
Taschenlampe (Mehler Law
Enforcement)
Thomas Bertuleit, Ingersheim
Nostalgie Radio
Christian Resch, Seligenstadt
Multitool Werkzeug
Mario Ulrich, Bergen auf Rügen
Edelstahl Thermosflasche
Ines Diessner, Leipzig
Reisenthel Laptoptasche
Olaf Schulz, Harrislee
Reisenthel Stockschirm
Antje Horn, Bernburg
Taschenschirm Orange
Jens Ostendorf, Lübeck
Taschenschirm Schwarz
Fritz Schätzel, Hagenbach
Outdoor Set
Alexandra Ruben, Süßen
Freizeittasche
Rainer Pommeranz, Reinbek

Herzlichen Glückwunsch den Gewin-
nern. Die Preise sind bereits unterwegs.

Und wer diesmal nicht gewonnen hat,
könnte beim nächsten Mal eine Chan-
ce haben: Im Dezember gibt es das DP-
Weihnachts-Preisausschreiben.

DP-SOMMER-
PREISAUSSCHREIBEN

Die GewinnerGESPRÄCH MIT FRANK-WALTER STEINMEIER:

GdP kritisiert Personallücke
Vizekanzler und Außenminister Frank-

Walter Steinmeier hatte am 1.9.2009 den
DGB-Vorsitzenden Michael Sommer und
die Vorsitzenden der Einzelgewerk-
schaften zu einem Gespräch eingeladen.

Dabei wies der stellv. GdP-Bundesvor-
sitzende Bernhard Witthaut (im Bild 2. v.
l.) auf die verschärfte Personalsituation
bei der Polizei hin. So seien seit 2000 fast
10.000 Stellen im Polizeivollzug weggefal-
len. In den öffentlichen Haushalten, so
Witthaut, dürfe auch vor dem Hinter-
grund der Finanz- und Wirtschaftskrise
nicht weiter gespart werden. Angesichts
der jüngsten Arbeitsmarktzahlen und
Wirtschaftsprognosen zeigte sich Frank-
Walter Steinmeier jedoch optimistisch:
„Ich bin froh über die Aufhellung am
Konjunkturhimmel. Doch Deutschland ist
noch nicht über den Berg. Die Belastun-
gen werden anhalten.“

Die Gewerkschaftsvertreter mahnten

vor allem mehr Engagement bei der
Schaffung von Ausbildungsplätzen an.
DGB-Chef Sommer kritisierte, dass bei
weitem noch nicht genug Ausbildungs-
stellen angeboten würden. Viele Lehrlin-

ge sähen zudem einer ungewissen Zukunft
entgegen, da ihre Übernahme in den Be-
trieben nicht gewährleistet sei. Bekräftigt
wurde weiterhin die Forderung nach ei-
ner Verlängerung der zum Ende des Jah-
res auslaufenden Regelung zur Altersteil-
zeit.

Wie Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel lobte auch Frank-Walter Stein-
meier die besonnene Haltung der Ge-
werkschaften während der Finanz- und
Wirtschaftskrise. Die Zusammenarbeit
von Gewerkschaften und Arbeitgebern
und die Mitbestimmung funktionierten,
die Tarifparteien hätten viel Verantwor-
tung gezeigt.                                     red.

Foto: Auswärtige Amt

RECHTSEXTREMISTISCHE GEWALT:

Die Festnahme eines mutmaßlichen
Bomben-Attentäters aus dem rechtsext-
remistischem Milieu in Weil am Rhein
wertet GdP-Bundesvorsitzender Konrad
Freiberg als einen ernst zu nehmender
Hinweis auf eine Eskalation rechtsextre-
mistischer Gewalt. Es dränge sich der Ein-
druck auf, dass sich rechtsextremistische
Kräfte Anregungen aus dem Umfeld an-
derer hoch gewaltbereiter und terroristi-
scher Gruppierungen holten. Ähnlichkei-
ten zum Fall der Sauerland-Bomber sei-
en offensichtlich. „Die gefährliche Ent-

Ermittlungsdruck erhöhen
wicklung rechts- und linksextremer Ge-
walt kann fast jeden Tag beobachtet wer-
den. Nichtsdestotrotz wird immer noch bei
der Polizei gespart. Weder die Personal-
stärke, noch die Ausstattung der Polizei
entsprechen der sich verschärfenden
Sicherheitslage.“ Rechts- und linksextre-
mistische Gewalttäter müssten aber einem
hohen Ermittlungsdruck ausgesetzt sein.
Dies sei für die Polizei angesichts chroni-
schen Personalmangels und permanenter
Überlastung nicht zu leisten.

red.
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Zu: Was kommt auf uns zu,
DP 8/09

Für viele ist das Maß voll!
Ausgebrannt von vielen Jahrzehnten

Schichtdienst wird man immer mehr in die
Pflicht genommen. Am grünen Tisch wer-
den am laufenden Band Schwerpunkt-
einsätze, Fußballeinsätze und Sonderein-
sätze geplant und den Dienstgruppen an-
geordnet. Was zum Krafttanken bleibt,
sind oft lediglich 6 dienstfreie Tage im
Monat bei 8-10 Tagen Wochenende. In
Monaten mit hohem Stundensoll wie Juli
und August fallen dabei sogar noch
Minusstunden an. Wenn man Glück hat,
hat man ein freies Wochenende im Mo-
nat, wenn nicht, nur hier mal einen Sams-
tag, da einen Sonntag. Was für die am grü-
nen Tisch wenig Auswirkungen hatte,
nämlich die Arbeitszeitverlängerung von
38,5 auf 41 Wochenstunden, schlägt auf
uns Schichtdienstleistende voll durch. Wir
müssen die rund 10 Mehrstunden im Mo-
nat durch Verzicht auf Dienstfrei ausglei-
chen, während am grünen Tisch weiterhin
jedes Wochenende und jeder Feiertag frei
ist. Im Jahr summiert sich das auf gut 12
Tage, die als  Dienstfrei zur Regeneration
und zum Familienleben fehlen! Am Aus-
gleich für den schweren Schichtdienst –
bis zu 4 Tage (5 Tage ab 50 Lebensjahre)
Zusatzurlaub im Jahr – hat sich nichts ge-
ändert! Ein lächerlicher Brosame von 1/3
Tag je Monat! Auch wenn man hört, dass
der Zusatzurlaub um 1-2 Tage angehoben
werden solle, bleibt es eine unzumutbare
Mehrbelastung für uns Schichtdienst-
leistende.

Der Dienstherr beklagt die steigende
Krankenrate und sieht die Ursachen
nicht! Wenn man nach einer anstrengen-
den Schichtfolge nicht genügend Tage zur
Regeneration hat, kommt irgendwann das
Aus. Bei dem einen früher, bei dem ande-
ren später.

Neben der Wochenarbeitszeit wurde ja
auch bekanntlich die Lebensarbeitszeit
angehoben, und nach Nullrunden, schwa-
chen Tarifabschlüssen, (Teil-)Wegfall von
Urlaubs- und Weihnachtsgeld und der
Ruhegehaltsfähigkeit der Polizeizulage
werden uns nun in der DP 8/09 weitere
Einsparungen prophezeit! Für viele von
uns ist das Maß voll und manch einer kann
und will nicht mehr!

Hier besteht meiner Meinung nach
dringender Handlungsbedarf! Wo ist die
Fürsorgepflicht des Dienstherrn geblie-
ben!?

Götz Inkermann, per E-Mail

Arbeit ist das halbe Leben – heißt es
landläufig. Wenn ich mir Berichte von
Kolleginnen und Kollegen anhöre,
dann scheint das für den Polizeibereich
längst nicht mehr zu stimmen. Im ne-
benstehenden Leserbrief schreibt u. a.
Hans-Götz Inkermann: „Ausgebrannt
von vielen Jahrzehnten Schichtdienst
wird man immer mehr in die Pflicht

genommen ...
Wenn man Glück
hat, hat man ein
freies Wochenen-
de im Monat,
wenn nicht, nur
hier mal einen
Samstag, da einen
Sonntag.“
Ähnliches erzähl-
te kürzlich ein
Berliner Kollege,
der in einem Jahr
nur dreimal ein
richtiges Wochen-
ende hatte. Und
ich weiß von einer
Berliner Kollegin
mit Kind, die des-
halb zwar vertrag-
lich verkürzt, real

aber regelmäßig länger arbeitet und
mit immer weiteren Aufgaben zuge-
schüttet wird – weil eben Personal
fehlt.
Wir kennen das doch alle.

Aber nun frag ich mich auch, was soll
junge Kolleginnen und Kollegen
eigentlich ermuntern, eine Familie zu
gründen, wenn die private Zeit immer
knapper bemessen ist? Und was ma-
chen Kolleginnen und Kollegen, deren
Eltern Pflege bedürfen?

Oder kehren wir das Ganze mal um:
Was soll junge Menschen ermuntern,
Polizistin oder Polizist zu werden?
Warum sollten sich Schulabgänger mit
guten Noten für unseren stressigen Be-
ruf bewerben, der ihnen kaum Freiräu-
me für familiäre Notwendigkeiten lässt
– sei es für den Nachwuchs oder auch
für pflegebedürftige Angehörige? Sie
sehen doch, dass viele Kolleginnen und
Kollegen oft schon resigniert haben,

sich in den strapaziösen Dienstalltag
fügen, Dienst nach Vorschrift machen,
langsam ausbrennen.
Für die Familie bleibt oft nur noch
Restenergie.

Es klingt nach einer kühnen These,
wenn ich an dieser Stelle sage, das
muss nicht sein – auch im Polizei-
bereich ist es perspektivisch möglich,
Familie und Beruf miteinander zu
 vereinbaren.
Allerdings greift es zu kurz, die
Vereinbarkeitsfrage nur auf die Belan-
ge von Beschäftigten mit Kindern zu
fokussieren. Die Vereinbarkeit von
Beruf und Betreuung pflegebedürfti-
ger Angehöriger wird vor dem Hinter-
grund der demografischen Entwick-
lung zu einem drängenden Thema für
so gut wie jeden Arbeitgeber werden.

Und: Nichts kommt von allein. Was
wir zuallererst und überhaupt brau-
chen, ist ein stärkeres Bewusstsein für
die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf als harten Erfolgsfaktor auch
im Polizeibereich. Abgesehen davon,
dass etliche Unternehmen in Deutsch-
land auf diesem Gebiet bereits
enorme Erfahrungen haben, können
auch einzelne Dienststellen mit
solchen bereits aufwarten – zum
Beispiel die Ortspolizeibehörde
Bremerhaven.

Und längst sind es nicht nur Frauen,
die heute großen Wert auf Verein-
barkeit ihres Berufs mit der familiären
Situation legen. Eine aktuelle Studie
im Auftrag der Hessenstiftung belegt,
dass über 32 % der teilnehmenden
Männer ihrem Arbeitgeber diese
Kompetenz gänzlich absprechen.

So weit zur Theorie.
In der Praxis stehen wir sicher noch
am Anfang. Hier gilt es nun, inno-
vative Wege zu suchen und zu
beschreiten. Ein weites und interes-
santes Feld – gerade auch für
Personalräte. Unser Titelthema in die-
sem Heft will dafür Anregung und
Unterstützung geben.
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forum
LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst
viele Kolleginnen und Kollegen zu
Wort kommen zu lassen. Abgedruck-
te Zuschriften geben nicht unbedingt
die Meinung der Redaktion wieder.
Anonyme Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

Zu: Interkulturelle Aspekte in
der Polizei, DP 9/09

Mit Interesse las ich den Artikel „In-
terkulturelle Aspekte in der Polizei“ in
der letzten Septemberausgabe. Da ich auf
demselben Arbeitsgebiet tätig bin, hat er
mich besonders interessiert. PHK
Ahmari bietet laut Artikel Fortbildungen
auf diesem Gebiet an. Ich würde gern an
einem solchen Kurs teilnehmen.

Cordula Schumann, per E-Mail

Interessenten können sich per E-Mail an
Reza Ahmari direkt wenden:
reza_ahmari@yahoo.de

Die Redaktion

Zu: Wege zu einem fairen Wett-
bewerb, DP 8/09

In welcher Welt leben die Gesundheits-
experten eigentlich, wenn sie meinen, dass
durch die Verpflichtung aller Bürger in  eine
gesetzliche Krankenversicherung die Zwei-
Klassen-Medizin verhindert wird. Durch
Zusatzversicherungen, die sich nur Perso-
nen mit hohem Einkommen und Selbststän-
dige leisten können, entsteht eine wesent-
lich ausgeprägtere Zwei-Klassen-Medizin.

Ich bin der Meinung, dass nur durch Wett-
bewerb die Kosten im Gesundheitswesen
gehalten oder reduziert werden können. Es
sollte jedem Bürger frei gestellt werden, wo
er sich versichern oder gegen Krankheits-
kosten absichern will. Dabei muss eine
Grundversorgung gewährleistet sein.

Hermann Sadelfeld,
Kreisgruppe Vechta

Zu: Volkskrankheit Diabetes im
Polizeidienst, DP 9/09

Auch wenn ich die Wichtigkeit des Di-
abetes-Themas nicht  bezweifle, bin ich äu-
ßerst entsetzt über die Tatsache, dass der
Dienstherr überhaupt vom Diabetes sei-
ner Polizeivollzugsbeamten Kenntnis er-
hielt. Auf welchem Wege gelangten diese
sensiblen Krankheitsdaten zur Dienststel-
le? Waren die Betroffenen tatsächlich so
naiv, dass sie „gedankenlos“ ihre Kran-
kengeschichte offenbarten und jetzt die
„Folgen“ beklagen. War die Heilhilfestelle
geschwätzig? – Wer leidet hier an „offen-
sichtlicher Unterzuckerung?“

Heinz-Walther Stange, per E-Mail
Die genannten Autoren haben, so heißt

es in dem Artikel, die Schwächen des deut-
schen Krankenversicherungssystems her-
ausgearbeitet. Ich hoffe, dass sie die Stärken
des deutschen Systems dabei nicht überse-
hen haben. Als positives Beispiel haben sie
das niederländische  ersicherungssystem zi-
tiert. Die niederländische Regierung hat das
Nebeneinander von privaten und gesetzli-
chen Kassen beendet und zum 1. Januar
2006 eine Mischung zwischen Kopf-
pauschale und Bürgerversicherung einge-
führt. Schon Anfang Februar 2006 – kaum
30 Tage (!) nach Inkrafttreten – wurde das
System in der deutschen Presse hoch gelobt,
nach diesem Zeitpunkt hörte man nichts
mehr davon. Warum wohl?

Zu: Unser täglicher
Arbeitsplatz, DP 8/09

Mit Interesse habe ich den Artikel ver-
folgt. Endlich greift auch die Gewerkschaft
dieses sehr wichtige Thema auf und der
GdP-Bundesfachausschuss Schutzpolizei
arbeitet dies grundlegend und umfangreich
auf. Ich leiste seit 19 Jahren Dienst auf ei-
ner Autobahnpolizeidienststelle und habe
mich in den vergangenen Jahren im Rah-
men des Themas „Arbeitssicherheit auf der

Straße“ vor allem auch um die Ausstattung
unserer Streifenfahrzeuge und eine
„Sondersignalisierung“ bemüht, damit wir
als Polizei besser im Verkehrsgewühl er-
kennbar sind.

Klaus Geprägs, Autobahnpolizeirevier
Mühlhausen/Täle

Als Polizeibeamter im Einsatz- und Strei-
fendienst kann ich den in dem Artikel ge-
zogene Schlussfolgerungen nur zum Teil
zustimmen. Insbesondere die positive Be-
wertung von Fahrzeugen der Van- und
Minivan-Klasse erstaunt mich in diesem Zu-
sammenhang. Ich denke, dass die Bedeu-
tung des Streifenfahrzeugs als „mobiles
Büro“ in diesem Zusammenhang deutlich
überbewertet wird. Realistisch betrachtet,
beschränkt sich das Ausmaß an Schreib-
arbeit, das „draußen“ sofort erledigt wer-
den muss, im Regelfall auf das Ausfüllen des
einen oder anderen Durchschlagsatzes
(Sicherstellungsprotokoll, Unfallanzeige
etc.), wofür man keinen übergroßen Fond
mit Tisch benötigt, sondern lediglich ein
Klemmbrett.

Für den Einsatz im Streifendienst (so-
wohl im städtischen wie auch im ländlichen
Raum) erscheint es mir erheblich wichtiger,
dass das Fahrzeug auch bei Einsatzfahrten
unter widrigen Bedingungen eine solide
Straßenlage hat, kompakt und wendig
genug für Fahr- und Rangiermanöver auf
engem Raum ist und ausreichend Kraft-
reserven und Beschleunigungsvermögen für
Verfolgungsfahrten bietet. In diesem Zu-
sammenhang ist meiner Ansicht nach die
Verwendung von bewährten, ausreichend

Eine Gesundheitsreform war das wohl
nicht – lediglich eine Neuorganisation der
Krankheitskosten, bei der die Bürger höhe-
re Zusatzkosten (an private Versicherun-
gen) entrichten mussten.

Die Autoren betonen, einen fairen Wett-
bewerb befürworten zu wollen. Dieser ent-
steht keinesfalls durch eine Monopol-
bildung (nur ein System), sondern im Ne-
beneinander mehrerer Systeme, so dass die
Bürger Therapiefreiheit und freie Arztwahl
haben. Das ist weder beim jetzigen nieder-
ländischen System noch beim deutschen
System der gesetzlichen Krankenversiche-
rung gegeben.

Fairer Wettbewerb kann nur dort entste-
hen, wo sich Bürger frei entscheiden kön-
nen. Diese freie Entscheidung ist 72 Millio-
nen Bürgern genommen, weil sie sich
zwangsweise einem System unterwerfen
müssen, dessen Regeln im SGB (Sozial-
gesetzbuch) Band 5 in 315 Paragraphen fest-
geschrieben sind. Diese Regeln werden seit
den 80-er Jahren ständigen Änderungen,
sprich: Reformversuchen, unterworfen.

Kay-Jürgen Schröder, per E-Mail

Fortsetzung auf Seite 36
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TITEL

Beides ist möglich: Gut arbeiten und
für die Familie da sein

Seit 1996 wird im Polizeivollzugsdienst der Länder in der Regel mehr als
ein Drittel der Neueinstellungsmöglichkeiten mit Frauen besetzt. Dieser
Trend spiegelt sich auch in der GdP wieder: In den letzten 15 Jahren hat
sich der weibliche Mitgliederanteil fast verdoppelt; Heute sind ca.
36.000 Frauen in unserer Gewerkschaft organisiert. 37 % sind in der Al-
tersstufe bis zu 30 Jahren zu finden und rund 65 % sind nicht älter als
40 Jahre. Genau in diesen Altersphasen werden Entscheidungen sowohl
über Karriere als auch über Familienplanung getroffen. Wie diese ausfal-
len, hängt ganz entscheidend davon ab, welche Rahmenbedingungen die
Gesellschaft bietet, damit berufliche und familiäre Anforderungen so be-
wältigt werden können, dass niemand auf der Strecke bleibt.  In diesem
Zusammenhang sind neben der Politik auch die öffentlichen Arbeitgeber
aufgerufen, Strukturen zur Erreichung dieses Zieles zu schaffen.  Und
weil sich hier nichts von allein bewegt, hat die Bundesfrauengruppe der
GdP das Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf aufgegriffen, eine
Arbeitsgruppe eingesetzt und ein Positionspapier entwickelt, das die
Problematik analysiert, eine Vielzahl von Aspekten bewertet und
inzwischen vom Bundesvorstand der GdP mitgetragen wird.

Das GdP-Positionspapier richtet seinen
Blick nicht nur auf die Betreuung von
Kindern sondern auch auf das immer ak-
tueller werdende Problem der Verein-
barkeit von Beruf und Pflege. Daneben
werden berufliche Karrieremöglichkeiten
durchleuchtet, steuerrechtliche Verwer-
fungen problematisiert und in einer Art
„Nabelschau“ auch der Anspruch an die
Vereinbarkeit Beruf, Familie und ehren-
amtlicher Tätigkeiten in Gewerkschaft
und Personalvertretung thematisiert.
Dass es sich bei diesen Themen keines-
wegs um Frauenfragen handelt, macht das
Positionspapier bereits in den ersten Zei-
len deutlich:

 „Die Vereinbarkeit von Berufstätigkeit
und Familienarbeit gewinnt für Beschäf-
tigte in der Polizei in besonderer Weise an
Bedeutung. Dabei ist es wichtig, das The-
ma weder auf die Perspektive der Kolle-
ginnen zu begrenzen noch auf die Betreu-
ung von Kindern zu reduzieren. Frauen
und Männer brauchen Zeit und Gelegen-
heit, ihre Interessen und Bedürfnisse mit
dem Beruf in Einklang zu bringen, um
Kinder zu erziehen, Angehörige zu pfle-
gen, ehrenamtlich zu arbeiten und vieles
mehr.

Damit ist auch klar: Die Forderung
nach besseren Bedingungen für die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist

kein frauenpolitisches Thema – hier geht
es vielmehr um die Gleichstellung der
Geschlechter in ihrem Anspruch, Famili-
en- und Berufsleben in Einklang zu brin-
gen.“

Die theoretische Vorarbeit ist also ge-
leistet, nun gilt es, die Positionen in die
gewerkschaftliche Arbeit einzubeziehen.
Dabei besteht Handlungsbedarf sowohl in
der eigenen Organisation als auch in der
Politik und bei den dienstlich Verantwort-
lichen.

Dabei müssen einige Faktoren beson-
ders in den Blick genommen und beein-
flusst werden,  um die Vereinbarkeit von
Beruf und Familien zu verbessern und

dadurch gleichzeitig die Gleichstellung
der Geschlechter zu fördern:

Arbeitszeit

Dem Faktor Arbeitszeit kommt eine
ganz besondere Bedeutung zu, vor allem
angesichts der in der Polizei praktizierten
Schicht- und Wechselschichtarbeit. Dabei
spielen Schichtdienstmodelle, die aus der
Personalnot aber auch aus der – vorwie-
gend männlich geprägten – Historie ge-
wachsen sind und z. B. „kurze Wechsel“
beinhalten, eine negative Rolle. Hier be-
steht Veränderungsbedarf:

„Einen Beitrag zur besseren Verein-
barkeit von Beruf und Familie in der Po-
lizei kann die Flexibilisierung der Arbeits-
und Schichtdienstzeiten leisten. Eine ef-
fektive Aufgabenerledigung, eine höhe-
re Motivation der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, eine Reduzierung der Fehl-
zeiten und ein verbessertes Dienstleis-
tungsangebot kommen den polizeilichen
Interessen genauso entgegen wie den Be-
langen der Beschäftigten.

Vorteile bringen auch Veränderungen
im Schichtdienst. Derzeit werden bundes-
weit zahlreiche Modelle diskutiert und
erprobt, von Gleitzeitmöglichkeiten über
die Einführung des 5-Schichten-Rhyth-
mus bis hin zur Poolbildung mit einer lage-
und bedarfsorientierten Stärkeregelung
unter Beachtung zusammenhängender
Dienstzeiten in einem festgelegten
Stundenkorridor. Beim letzteren Modell
können sich die Beschäftigten mit entspre-
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chenden Vorlaufzeiten unter Berücksich-
tigung der Gerechtigkeit (Nacht- und
Wochenenddienste) selbstständig in einen
Dienstplan eintragen. Zudem gibt es ver-
kürzte Nachtdienste (z. B. bis 2.00 Uhr),
von denen auch lebensältere Kolleginnen
und Kollegen profitieren.

Wichtig sind jedoch eine ausführliche
Information der Betroffenen und eine
Erprobungsphase sowie mehrheitliche
Zustimmung zum neuen Modell. Die Ak-
zeptanz neuer Systeme muss regelmäßig
überprüft werden und die örtlichen Per-
sonalräte und die Gleichstellungsbeauf-
tragten müssen generell in den Prozess
eingebunden sein.“

Eine weitere Facette ist die Möglichkeit
der Teilzeitarbeit:

„Auch verschiedene Möglichkeiten zur
befristeten Teilzeit-Arbeit unterstützen
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie.
Vor allem als Übergang zwischen Nicht-
und Vollzeit-Erwerbstätigkeit stärkt sie
die Motivation der Beschäftigten, bindet
sie an ihre Dienststelle, fördert die Iden-
tifikation mit der Institution Polizei und
verbessert das Betriebsklima.

Problematisch ist dabei derzeit weniger
die Realisierung individueller Wünsche
hinsichtlich des zeitlichen Umfangs und
der Lage der Arbeitszeit. Das wird in der
Polizei bereits überwiegend positiv und
flexibel geregelt. Wichtig ist vielmehr  dass
eine Teilzeitbeschäftigung trotz aller Vor-
teile  hinsichtlich der Vereinbarkeit, nur
als Übergangslösung für besonders belas-
tete Lebensphasen genutzt werden sollte.
Sie sollte vor allen Dingen wegen der
Gefahr der Altersarmut, die noch immer
vor allem Frauen droht, nur von kurzer
Dauer sein. Deshalb müssen im dienstli-
chen Bereich ggf. in Kooperation mit an-
deren Arbeitgebern Strukturen geschaf-
fen werden, die eine möglichst hohe
Beschäftigungszeit auch für Menschen mit
Familien- oder Pflegeaufgaben erlauben.

Regelungsbedarf ergibt sich also vor
allem aus den unerwünschten Folgen von
Teilzeitbeschäftigungen:

„Doch die Erfahrung zeigt auch, dass
Teilzeit-Beschäftigten aus ihrer besonde-
ren Stellung häufig Nachteile erwachsen.
Sie zu beseitigen, ist Voraussetzung für
eine gleichstellungsorientierte Nutzung
von Teilzeit als Beitrag zur Vereinbarkeit
von Beruf und Familie:
•  Aufstiegs- und Leitungsfunktionen dür-

fen vom Teilzeitanspruch nicht ausge-
nommen werden.

•  Durch die Reduzierung der Arbeitszeit
darf für den Beschäftigten keine

Arbeitsverdichtung entstehen – nicht
nur die Zeit, auch die Aufgaben müs-
sen geteilt werden. Zudem muss eine
Verschlechterung der Arbeitsbedin-
gungen und der Qualität der Arbeit aus-
geschlossen werden.

• Teilzeitbeschäftigten sind die gleichen
Entwicklungs- und Fortbildungs-
möglichkeiten einzuräumen wie Voll-
zeitbeschäftigten.

•  Einer Benachteiligung bei dienstlichen
Beurteilungen, Beförderungen, Höher-
gruppierungen oder Ausstattung ist ak-
tiv entgegenzuwirken. Hier sind Dienst-
stellenleiterinnen und Dienststellen-
leiter, Vorgesetzte, Personalräte und
Gleichstellungsbeauftragte in besonde-
rer Verantwortung.“

Um Beruf und Familie besser verein-
baren zu können, besteht auch Hand-
lungsbedarf hinsichtlich der Regelungen
zur Freistellung von der Arbeit. Für die
Kinder betreuenden Beschäftigten gibt es
weitreichende Möglichkeiten der Arbeits-
befreiung, wie z. B. Elternzeit, Beurlau-
bung pp. mit teilweise entsprechenden
Lohnersatzleistungen. Dringend ausge-
baut werden muss die Gewährung von
Sonderurlaub für Beamtinnen und Beam-
te zur Pflege ihrer erkrankten Kinder.
Während es für gesetzlich Kranken-
versicherte ein Kinder-Krankengeld pro
Kind und Elternteil für 10 Tagen Frei-
stellung unter Bezahlung von maximal
90 % des Nettoverdienstes gibt, sind für
Beamtinnen und Beamte in diesen Fällen

bisher lediglich 4 Tage bezahlte Frei-
stellungstage im Jahr vorgesehen.

Auf bessere Regelungen warten auch
Pflegende, für die in keinem Bereich aus-
reichende Freistellungsmöglichkeiten be-
stehen. Zwar ist mit dem Gesetz zur struk-
turellen Weiterentwicklung der Pflegever-
sicherung auch ein Pflegezeitgesetz in
Kraft. Demnach besteht ein Rechtsan-
spruch auf kurzfristige zehntägige Ar-
beitsbefreiung – allerdings ohne Ent-
geltersatzleistung. Darüber hinaus haben
Beschäftigte in Unternehmen mit mehr
als 15 Beschäftigten die Möglichkeit, sich
bis zu 6 Monate freistellen zu lassen – doch
wer kann sich das leisten? Zur Verein-
barkeit von Beruf und Pflege reichen
beide Regelungen nicht aus. Zu Recht
formuliert das Positionspapier der GdP
hier konkrete Forderungen:

„Während Eltern mit Elterngeld, dem
Anspruch auf Erziehungszeit und der Mög-
lichkeit zur Freistellung aufgrund der
Krankheit von Kindern bereits wichtige
Risiken für ihre Erwerbstätigkeit abgesi-
chert sehen, werden Pflegende hinsichtlich
der Vereinbarkeit von Beruf und Familien-
arbeit kaum unterstützt. Eine Verbesserung
der Rahmenbedingungen für Pflegende ist
dringend geboten, u. a. durch
• den Rechtsanspruch auf kurzfristige,

kurzzeitige Freistellungen für Not- und
Härtefälle unter Zahlung einer Entgelt-
ersatzleistung innerhalb eines bestimm-
ten Zeitkorridors,

• den Rechtsanspruch auf Arbeitszeit-
reduzierungen mit Kündigungsschutz
und Rückkehrrecht auf einen gleich-
wertigen Vollzeitarbeitsplatz für pfle-
gende Angehörige, wie er im BAT fest-
geschrieben war.“

Personalentwicklung

Auch zum Faktor Personalentwicklung
hat das Positionspapier Forderungen ent-

Je besser es den Menschen
in den Industrieländern geht,
desto weniger Kinder bekom-
men sie – so Wissenschaftler
anhand von Daten aus den
letzten 35 Jahren. Aber: Es
könnte dort wieder aufwärts-
gehen, wo hochentwickelte
Industrieländer besonders
intensiv in Bildung, Gesund-
heit und Arbeitsplätze inves-
tieren. Voraussetzung sei
zudem eine familien-
freundliche Politik, die auf die
Gleichberechtigung von Mann
und Frau achte, so Wissen-
schaftler um Hans-Peter
Kohlert von der Universität
Pennsylvania in Philadelphia.

Elke Gündner-
Ede ist als Mit-
glied des Ge-
schäftsführen-
den Bundesvor-
standes der GdP
thematisch zu-
ständig für
Gleichstel-
lungspolitik, die
Frauengruppe
(Bund) und den
Bundesfachaus-
schuss Polizei-
verwaltung.
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8  10 – 2009 Deutsche Polizei

wickelt, die Beschäftigten mit Familien-
und Pflegeaufgaben das Leben erleichtern
sollen. Personalentwicklung muss insbe-
sondere unter dem Aspekt der Chancen-
gleichheit die Frage der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf stets berücksichtigen:

„In der Polizei geraten Frauen, die sich
für Kinder entscheiden und zeitweise aus
ihrem Beruf aussteigen, häufig aus dem
Blickfeld ihres Dienstherrn. Rückkehre-
rinnen wird der Wiedereinstieg ins Berufs-
leben häufig erschwert durch mangelnde
Kenntnis neuer Techniken, Regelungen
und Arbeitsabläufe – der Arbeitsalltag
wird zum Spagat zwischen Beruf und Fa-
milie.“

Deshalb sind spezielle Angebote für
Wiedereinsteigerinnen von besonderer
Bedeutung (z. B. Schießtraining, Einsatz-
training, Wiedereinarbeitung in die poli-
zeilichen Erfassungssysteme, Computer-
kurse, Vermittlung des neuesten Standes
hinsichtlich evtl. Veränderungen der
Polizeigesetze, strafrechtlichen, verkehrs-
rechtlichen Veränderungen pp.). Nicht
zuletzt aus diesem Grund ist ein Personal-
entwicklungskonzept gefordert, das sich
mit klaren Rahmenbedingungen und un-
abhängig von individuellen Arbeitsplät-
zen an den berechtigten Ansprüchen und
Erwartungen der Kolleginnen und Kolle-
gen orientiert. Notwendig sind eindeuti-
ge Anforderungsprofile, die letztendlich
als Konsequenz Personalentscheidungen
transparent gestalten. Für jede Beschäf-
tigte und jeden Beschäftigten muss er-
kennbar sein, welche Personalauswahl-
kriterien entscheidend sind und welche
Möglichkeiten es zur persönlichen Weiter-
qualifizierung gibt. Die Transparenz von
Entscheidungsabläufen ermutigt Beschäf-
tigte mit Familienaufgaben, zu Quali-
fizierungsmaßnahmen und trägt  zur Stei-
gerung der Motivation bei.

In regelmäßigen Abständen sollten die
Konzepte bewertet und eine Anpassung
an aktuelle Entwicklungen erfolgen.

Letztendlich muss eine zeitgemäße
Personalentwicklung die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie als eine ihrer Ziel-
setzungen definieren.

„Um diesem Ziel im Bereich der För-
derung und Qualifizierung gerecht zu
werden, brauchen wir
• Fortbildungsangebote, die unterschied-

liche Wochenarbeitszeiten berücksich-
tigen. Ein- oder mehrtägige Fortbil-
dungsveranstaltungen sollten ebenso
halbtags angeboten werden wie dezen-
trale Fortbildung. Auch an Unterbrin-
gungs- und Betreuungsangebote für
Kinder sollte gedacht werden.

• Qualifizierungen in der Art eines Fern-

studiums mit selbst gewählten Studien-
und kurzen Anwesenheitszeiten;

• zeitlich flexible Förder- und Auswahl-
verfahren zum Studium an der FH und
DHPol, die Ausfallzeiten aus familiären
Gründen beim Zulassungshöchstalter
berücksichtigen.“

Die Vorgesetzten nehmen im Bereich
der Personalentwicklung eine Schlüssel-
rolle ein, der sie gerade im Hinblick auf
die Vereinbarkeitsproblematik gerecht
werden sollten.

Finanzen

Auch dem Faktor Finanzen widmet sich
die GdP in ihrem Positionspapier – gera-
de angesichts der fortschreitenden Redu-
zierung des Niveaus von Renten und Pen-
sionen – und kritisiert die unterschiedli-
chen Anrechnungsmodalitäten von Zei-
ten der Kindererziehung und der Pflege
in den verschiedenen Alterssicherungs-
systemen. Im Bereich der Beamten-
versorgung haben Kindererziehungs- und
Pflegezeiten bereits Berücksichtigung in
der Alterssicherung gefunden, die
teilweise kompliziert und dadurch für
Betroffene schwer nachvollziehbar sind.
Im Rentenrecht sind dagegen Lücken zu
finden, die drin-
gend geschlossen
werden müssen:
• In der Renten-

v e r s i c h e r u n g
muss bei Vorlage
einer ärztlichen
Bescheinigung
und einem Pfle-
gebedarf von
mindestens 14
Stunden/Woche
die Pflichtver-
sicherung aus
sonstigen Grün-
den (§ 3 SGB VI)
eintreten, damit
diese nicht er-
werbsmäßigen
Pflegepersonen
abgesichert sind.

•  Beträgt die redu-
zierte Arbeits-
zeit der Pflege-
person mehr als
30 Stunden/Wo-
che, muss eine
individuelle Auf-
stockung der
Beiträge zur Rentenversicherung auf
der Basis des Entgelts, das ohne Redu-
zierung erzielt wurde, möglich sein.“

Betreuung von Kindern und
pflegebedürftigen Angehörigen

Der Faktor Betreuung von Kindern
und pflegebedürftigen Angehörigen be-
darf angesichts der Arbeitsbedingungen
im Polizeiberuf besonderer Aufmerksam-
keit. Das Positionspapier formuliert dazu
eine Reihe von Forderungen, die auf die
Veränderung der Rahmenbedingungen
und die dem Polizeiberuf innewohnenden
besonderen Anforderungen abzielen,
darunter
• zügige Umsetzung des Rechtsanspru-

ches auf Ganztagsbetreuung für unter
Dreijährige durch verlässlichen, nach-
haltigen und qualitativ hochwertigen
Ausbau entsprechender Einrichtungen,

• Reduzierung von Schließzeiten in Be-
treuungseinrichtungen bzw. Bereitstel-
lung von Alternativangeboten,

• Einrichtung von Ganztagsschulen für
alle Altersgruppen mit erschwinglicher
bzw. geförderter Verpflegung der Schul-
kinder,

• Schaffung eines Betreuungsangebotes
in Ferienzeiten u.a. für Schulkinder, das
zuverlässige, qualitativ hochwertige und
bedarfsgerechte Lösungen bietet.

Bei entsprechendem Bedarf sollte es

ein Angebot von Hort- und Kindergarten-
plätzen geben – mit Öffnungszeiten, die
die besonderen Anforderungen von

VEREINBARKEIT BERUF UND FAMILIE
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Schichtdienstleistenden erfüllen können.
Die Forderung nach weitgehend kosten-
freien Kinderbetreuungsangeboten ist in
diesem Zusammenhang nur konsequent.
Zuerst einmal ist die „öffentliche Hand“
als Leistungserbringer dieses Angebotes
zuständig. Allerdings kann sich der Staat
einen Teil der Mittel über vermehrte
Steuereinnahmen zurückholen, da die
Beschäftigten in die Lage versetzt werden,
länger zu arbeiten und damit höhere Ver-
dienste zu erzielen, die zu erhöhten
Steuerabgaben führen. Im Bereich der
Arbeitnehmerschaft sind darüber hinaus
auch erhöhte Beiträge zu den Sozial-
kassen zu erwarten.

„Auch in der Polizei erbringt die bes-
sere Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie positive Effekte:
• Mütter und Väter beschränken die

Elternzeit auf das notwendige Maß, wo-
durch Personalplanung erleichtert und
wertvolles Fachwissen sowie Erfahrun-
gen für die Behörde erhalten bleiben.

• Kosten für die Aus- und Fortbildung jun-
ger Eltern zahlen sich aus, weil Väter
und Mütter im Dienst verbleiben oder
kürzere Auszeiten in Anspruch nehmen.

• Familienfreundliche Personalpolitik
stärkt die Betroffenen in ihrer Identifi-
kation mit und der Bindung an die Be-
hörde.

• Individuelle berufliche Entwicklungen
werden gefördert.

•  Eltern, die ihre Kinder gut versorgt wis-
sen, sind zufriedener und damit leis-
tungsfähiger. Wer weniger Probleme
hat, Familie und Beruf unter einen Hut
zu bringen, ist weniger Stress ausgesetzt,
kann motivierter arbeiten und wird sel-
tener fehlen. Dies kann zu einem ver-
besserten Betriebsklima beitragen und
Nachwuchsgewinnung erleichtern.

•  Mütter und Väter bringen in den Beruf
zusätzliche Kompetenzen ein, die sie in
ihrer Familie erwerben: Belastbarkeit,
Ausdauer, Verantwortlichkeit und orga-
nisatorische Fähigkeiten.

• Bei den Einstellungsermächtigungen
muss der Personalersatz für Mutter-
schutz, Elternzeit und Teilzeit berück-
sichtigt werden.

Mit ihrem Positionspapier setzt sich die
GdP zudem dafür ein, den Ausbau und die
Verbesserung von pflegerischen Versor-
gungsstrukturen, die Berufstätigkeit und
Pflege z. B. durch leicht zugängliche In-
formationen, Beratung und Unterstüt-
zung der Pflegenden zu erleichtern. Sie
fordert eine größere Vielfalt und Zahl
niedrigschwelliger Betreuungsangebote,
die den Ansprüchen Pflegebedürftiger ge-

recht werden und Be-
rufstätige entspre-
chend unterstützen
und entlasten.

Gewerkschafts-
arbeit und

Familienleben
Als letzten Punkt

thematisiert das Po-
sitionspapier die Ver-
einbarkeit von Ge-
werkschaftsarbeit
und Familienleben.

Auch viele gewerk-
schaftliche Struktu-
ren und Satzungser-
fordernisse erschwe-
ren für Kolleginnen
und Kollegen mit fa-
miliären Verpflich-
tungen die Verein-
barkeit von Familie,
Beruf und gewerk-
schaftlichem Engagement. Hier trägt be-
sonders der „Automatismus“, dass ein
Amt das nächste nach sich zieht, dazu bei,
dass sich immer mehr Kolleginnen und
Kollegen für das eine und gegen das an-
dere   entscheiden.

Dabei bleibt in der Regel die ehrenamt-
liche Betätigung auf der Strecke. Aber
eben in diesem Bereich sind die Er-
fahrungen und Kenntnisse dieser Kol-
leginnen und Kollegen von großer Bedeu-
tung. Aus diesem Grund widmet sich der
letzte Teil des Positionspapiers dem An-
spruch an die eigene Organisations
(entwicklung):

„Das Thema Vereinbarkeit muss im
Rahmen der Umsetzung von Gender
Mainstreaming in alle gewerkschaftlichen
Entscheidungs- und Planungsprozesse mit
einbezogen werden.
• Wir sollten Kinderbetreuung bei allen

Seminaren und Veranstaltungen anbie-
ten.

• Wir brauchen einen Grundkonsens in
unserer Gewerkschaft, dass Lage, Dau-
er und Häufigkeit von Veranstaltungen
unserem Vereinbarkeitsanspruch ge-
recht werden.

• Wir müssen uns öffnen für Querein-
steigerInnen, die nicht alle Mühlen je-
der Kreis-, Bezirks- und Landesebene
durchschritten haben.

•  Die Arbeit muss besser verteilt werden,
damit eine gleichmäßige Auslastung ge-
währleistet ist.

• Für Sitzungen sollte eine offene, z.B.  an
Themen orientierte Vertretungsrege-
lung gefunden werden.

•  Präsenzveranstaltungen müssen auf ein
Mindestmaß reduziert werden. Drin-
gend notwendige Abstimmungspro-
zesse können auch mit dem Einsatz mo-
derner Kommunikationsmitteln bewäl-
tigt werden.

• Das Zeitbudget für das Ehrenamt soll-
te ein gewisses Maß nicht überschrei-
ten. Zwei Dritteln Arbeitszeit und ge-
werkschaftlichen Engagements sollte
ein Drittel Erholungsphase und Frei-
raum für die Familie gegenüber stehen.

• Wir sollten uns innerhalb unserer Or-
ganisation über die zeitliche Dimensi-
on unserer Kommunikation (Telefonan-
rufe, E-Mail-Kontakte, Termine) ver-
ständigen.

• Während der Urlaubszeiten muss eine
konsequente Übergabe der Amtsge-
schäfte selbstverständlich sein.“

Damit auch Kolleginnen und Kollegen
mit Familienpflichten ihre Ideen, ihre Po-
sitionen und ihren Einsatz für die GdP in
allen Funktionen und auf allen Ebenen
der gewerkschaftlichen Arbeit einbringen
können, müssen wir über eine veränderte
Struktur, die an den Bedürfnissen dieser
Personen ausgerichtet ist, nachdenken.

Elke Gündner-Ede

Das Positionspapier ist im Wortlaut
unter www.gdp.de unter dem Punkt „Un-
sere Positionen“ zu finden.

VEREINBARKEIT BERUF UND FAMILIE
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… sonst fällt das Ehrenamt weg

Polizeiarbeit stellt hohe Ansprüche. Die enormen Belastungen werden
durch Personalnot, Leistungsverdichtung, Überstunden und Arbeitszeit-
verlängerungen im dienstlichen Alltag immer größer. Gleichzeitig möch-
ten immer mehr Menschen nicht nur beruflich erfolgreich sein, sondern
auch ein erfülltes Familienleben genießen. Und sie wollen vielfach ihr eh-
renamtliches – auch gewerkschaftliches – Engagement mit Familien-
pflichten und Berufsalltag unter einen Hut bringen. Damit dies besser ge-
lingen kann, hat die GdP gemeinsam mit ver.di eine Studie zur „Work-
Life-Balance“ in den eigenen Reihen initiiert.

Die Studie soll die Hindernisse identi-
fizieren und Lösungswege ausfindig ma-
chen, wie den Ehrenamtlichen die Ver-
einbarkeit von Familie, Beruf und
Gewerkschaftsarbeit erleichtert werden
kann. Das Forschungsprojekt wird von der
Stiftung Walter Hesselbach gefördert und
von der Soziologin Margaretha Müller
geleitet. Marion Tetzner sprach mit ihr
über Ziele, Methoden und erste Ergeb-
nisse.

Warum gerade jetzt diese  Studie?
Weil der Handlungsbedarf in Sachen

Vereinbarkeit erheblich höher geworden
ist. Die Veränderung des klassischen
Geschlechtsrollenmodells, das eine recht
starre Arbeitsteilung zwischen den Ge-
schlechtern vorsah, wird heute von wei-
ten Teilen der Gesellschaft, übrigens von
Frauen und Männern weder für gut be-
funden noch gelebt. Dadurch ändert sich
zwangsläufig die Form der ehrenamtli-
chen Tätigkeit: Der Idealtypus des histo-
rischen „Gewerkschaftsmultifunktio-
närs“, dem seine Frau den Rücken frei-
hält und der wesentliche Teile seiner Frei-
zeit mit ehrenamtlicher Gewerkschafts-
arbeit und in Gremien (Sitzungen) ver-
bringt, ist definitiv ein Auslaufmodell.

Was kommt statt dessen?
Eine Folge dieses Prozesses ist, dass der

Anteil weiblicher Mitglieder in den letz-
ten Jahrzehnten durchweg gestiegen ist.
Das wird sich auch in den ehrenamtlichen
Strukturen niederschlagen (müssen),
wenn die Gewerkschaften ihre Mitglieder
adäquat vertreten und attraktiv bleiben
wollen.

Die Veränderungen – hin zu neuen For-
men der Gewerkschaftsarbeit – werden
aber auch aufgrund eines einschneiden-
den Generationenwechsels notwendig. Da
gilt es einerseits, das Ehrenamt den jun-
gen Kolleginnen und Kollegen „schmack-

haft zu machen“, auch mit Beteiligungs-
formen, die eine bessere Vereinbarkeit der
Interessen zulassen. Andererseits gilt es
auch, Wissen und Erfahrungen weiterzu-
geben und Bewährtes mit Augenmaß zu
erhalten.

Veränderungen in der Organisation eh-
renamtlicher Gewerkschaftsarbeit wer-
den auch durch die zunehmende Arbeits-
verdichtung in Verwaltungen und Dienst-
stellen erzwungen. Freigestellte Personal-
und Betriebsräte sind mit einer Fülle von
Aufgaben beschäftigt – da wird die Zeit,
die für Gewerkschaftsarbeit aufgewendet
werden kann, knapper. Arbeitsver-
dichtung und Formen der indirekten Steu-
erung1 sind inzwischen so verbreitet und
ausgereift, dass viele Beschäftigte an der

uns die Formalia der Organisation genau
angesehen: die Satzung, die Richtlinie für
die Frauenarbeit, den Frauenförderplan,
aber auch Werbematerialien und die
DEUTSCHE POLIZEI. Einzelinterviews
mit haupt- und ehrenamtlichen Akteu-
rInnen, Gruppendiskussionen und Beob-
achtungen von Gremiensitzungen haben
die Datenbasis ergänzt. In einem nächs-
ten Schritt wurden die gesammelten Da-

ten anhand eines Rasters nach ver-
allgemeinerbaren Aussagen durchleuch-
tet. Dabei wurden viele Anregungen, Vor-
schläge und Ideen, die KollegInnen ein-
gebracht haben, gefiltert. Diese sollen
aber erst in einem nächsten Schritt – er-
gänzt durch Daten von ver.di zu „Hand-
reichungen“ für die praktische Umsetzung
zusammengefasst werden.

Welche Erkenntnisse hat das Projekt
bisher gebracht – und welchen Nutzen
kann die GdP daraus ziehen?

Ganz verkürzt kann das bisherige Er-
gebnis für die GdP so zusammengefasst
werden: Die GdP hat sich auf den Weg ge-
macht. Die Herausforderungen, die durch
die Veränderungen in der Gesellschaft, im
beruflichen Alltag, im Geschlechter-
rollenverständnis usw. bedingt sind, wur-
den erkannt. Ebenso die daraus entste-
henden Bedarfe nach interner Struktur-
veränderung. Anerkennenswerte Schritte
sind bereits eingeleitet und zum Teil um-
gesetzt. Jetzt kommt es darauf an, den ein-
geschlagenen Weg weiterzugehen, viel-
leicht noch konzentrierter und vor allem
systematisierter. Einen Beitrag dazu kön-
nen die aufgrund der Studie noch zu er-
stellenden Handreichungen leisten.      >

Nach den aktuellen Zahlen
von 2008 liegt die
Engagementquote von Frauen
in Ehrenämtern bei 31,6 %
und die von Männern bei 37,9
% (vgl. Prognos/Generali
2009).  Frauen sind
insbesondere in jenen Berei-
chen engagiert, die eine
Nähe zum Sozialen bzw. zur
Familie aufweisen.

Forschungsprojekt von GdP und ver.di: Vereinbarkeit von Ehrenamt, Beruf, Familie

    Der Idealtypus des his-
torischen „Gewerkschafts-
multifunktionärs“, dem sei-
ne Frau den Rücken freihält
und der wesentliche Teile
seiner Freizeit mit ehren-
amtlicher Gewerkschafts-
arbeit und in Gremien (Sit-
zungen) verbringt, ist defini-
tiv ein Auslaufmodell.

Grenze ihrer Belastbarkeit angekommen
sind. In solchen Fällen ist es nahezu un-
möglich, sich zudem noch sehr umfang-
reich in ehrenamtlicher Gewerkschafts-
arbeit zu engagieren.

Was haben Sie sich bei der GdP vor
allem angesehen?

Im Grunde wurde eine Gesamtschau
über exemplarische Bereiche der Organi-
sation durchgeführt. Zunächst haben wir

VEREINBARKEIT BERUF UND FAMILIE
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Sie sollen ein ganz praktisches und
passgenau einsetzbares Hilfsmittel sein.
Sie können als Ideensammlung dazu die-
nen, dass gute Tipps und effiziente Ver-
fahrensweisen, die bereits an verschiede-
nen Stellen der Organisation(en) prakti-
ziert werden, multipliziert werden und
dort, wo es den Aktiven sinnvoll erscheint
und machbar ist, gemäß der Ursprungs-
idee oder auch modifiziert eingesetzt wer-
den.

Wie haben Kolleginnen und Kollegen,
mit denen Sie im Rahmen der Studie spra-
chen, auf das Forschungsvorhaben rea-
giert?

 Zunächst möchte ich der GdP ein gro-
ßes Lob aussprechen. Die Vorbereitung
und Organisation von Seiten aller Betei-
ligten bei der GdP war ganz hervorragend.
Eine so hohe Professionalität finde ich in
meinem Beruf nicht immer vor. Meine
Gesprächspartnerinnen und -partner wa-
ren äußerst liebenswürdig, offen und zu-
vorkommend. Dafür möchte ich mich aus-
drücklich bedanken. In der Einschätzung
der Ausgangslage sowie der zukünftigen
Anforderungen an ehrenamtliche Ge-
werkschaftsarbeit besteht durchgängig
große Übereinstimmung. Sitzungshäufig-
keit, Sitzungsdauer, Sitzungsrituale, Multi-
funktionen – es wurden im Prinzip alle bis-
herigen „Standards“ kritisch hinterfragt.
Im Hinblick auf die Mitgliederentwick-
lung und die daraus abgeleitete Funktio-
närInnenentwicklung ist man sich darüber
einig, dass Arbeitsformen wie Projekt-
arbeit, zeitlich begrenzte Engagements,
virtuelle Kontakte (z. B. Telefonkonfe-
renzen) usw. an Bedeutung gewinnen wer-
den. Unabhängig von Status, Geschlecht

sional wäre: Ja! Aber wie üblich, liegt die
Tücke im Detail. Gehen wir etwas tiefer
in die Aussagen, zeigen sich gegenläufige
Tendenzen und zahlreiche offene Fragen,
die einer unkomplizierten Umsetzung „so
nebenbei“ im Wege stehen werden. Dafür
gibt es anschauliche Beispiele in den
Organisationsformalia. Es gibt Richtlini-
en für die Frauenarbeit, es gibt einen
Frauenförderplan. Diese hilfreichen In-
strumente –
insbesondere der
Frauenförderplan
– bleiben in der
Substanz, in der
Ausstattung mit
t a t s ä c h l i c h e n
rechtlich verbind-
lichen Regularien
doch blass. Ich
denke, das For-
schungsfeld die-
ses Projektes ist
voll von hoch-
politisch denken-
den und agieren-
den Menschen.
Und so frage ich
jetzt mal ganz
provokant: Wie
durchsetzungs-
mächtig ist ein
Frauenförderplan, der bei Nichteinhal-
tung keine Sanktionsmöglichkeiten vor-
sieht?

Sind Sie auf weitere Widersprüch-
lichkeiten gestoßen?

Ja, auch im empirischen Teil der Stu-
die: Alle haupt- wie ehrenamtlichen Funk-
tionäre und Funktionärinnen wollen bes-
sere Möglichkeiten der Vereinbarkeit. Auf
Nachfragen, ob und wie er/sie dazu inner-
gewerkschaftlich persönlich aktiv wird,
folgt zunächst großes Erstaunen. Danach
Aussagen wie: „Da muss vor Ort geschaut
werden, wie das umgesetzt werden kann.“
oder „Das regeln die Frauen dann schon
selber.“ Erst auf die Nachfrage, ob Ver-
einbarkeit nur Frauen beträfe, wird die
Verantwortung dafür auch bei den
Männern oder der Familie gesehen.

Weiteres Beispiel: Die Funktionä-
rinnen werden durchgehend wertge-
schätzt, als sehr kompetent und effizient
eingestuft. Dennoch finden sich in verant-
wortlichen Funktionen ab einer bestimm-
ten Hierarchieebene kaum Frauen, auch
der Frauenanteil in den Gremien, die ich
beobachten durfte, dürfte nicht dem An-
teil dem GdP-Mitgliederanteil entspre-
chen. Die „eigentliche“ Bedeutung und
Wichtigkeit des Anliegens endet so als
Sprechhülse.

Margaretha Müller
arbeitet als freiberuf-
liche Beraterin im Auf-
trag von Betriebs- und
Personalratsgremien
sowie im gewerk-
schaftsnahen For-
schungsbereich.

    Foto: privat

Ambivalent sind diese Verhaltenswei-
sen dadurch, dass rhetorisch befürworte-
te Positionen nicht die naheliegende Fra-
ge zur Folge haben: Wie kann dieses Ziel
erreicht werden? Hat das etwas mit mir
zu tun? Und wenn ja, welche Schritte kann
ich zur Umsetzung tun? Wer trägt die po-
litische und operative Verantwortung für
die Umsetzung?

Soweit zu dem Widerspruch zwischen
Ankündigung und Umsetzung.

Hinzu kommen Widersprüche im wech-
selseitigen Miteinander: Ehrenamtliche
Funktionärinnen berichteten, dass sie in
ihrem Ehrenamt durchaus Wertschätzung
erfahren, allerdings allein dafür sorgen
müssen, berufliche und familiäre Anfor-
derungen mit der Gewerkschaftsarbeit zu
vereinbaren. Auf Nachfrage räumten sie
ein, konkret keine Unterstützung von der
Gewerkschaft (Verantwortliche Haupt-
amtliche, Gremien vor Ort etc.) einzufor-
dern. Im Hintergrund dieser Verhaltens-
weisen stehen möglicherweise negative
Erfahrungen oder ein Mangel an konkre-
ten Vorbildern, die gute Arbeit für ihre
Gewerkschaft leisten und die benötigte
Unterstützung einfordern. Auch ein zu
hoher Selbstanspruch mag eine Rolle
spielen, die Angst, als „nicht tough genug“
zu gelten bzw. (eigenen oder vermeintli-
chen und/oder realen zugeschriebenen)
Ansprüchen nicht zu genügen. Vermutlich
wird eine Gemengelage aus unterschied-
lichen Vorannahmen zutreffen. Das ist die
andere Seite der Medaille: Unterstützung
oder Änderungen, die nicht eingefordert
werden, werden sich selten von allein ein-
stellen.

Was würden Sie den Frauen in der GdP
raten?

Ein bisschen mehr strategisches Selbst-
bewusstsein an der Stelle würde nicht
schaden. Ich denke, es ist unstrittig, dass
die Frauen die Trägerinnen des Wandels
waren und weiterhin sind. Sie haben den
Prozess erst angestoßen. Jetzt erkennen
auch vermehrt Männer, dass die Themen
auch ihre eigenen Anliegen und die An-
liegen der Organisation betreffen „und
das ist sehr gut so. Ein bisschen mehr Of-
fensive, ein bisschen mehr charmante Pe-
netranz und Mut könnte auch der Um-
gang zwischen den Geschlechtern vertra-
gen und das von beiden Seiten.

1 Indirekte Steuerung meint Formen der
Arbeitsgestaltung, die die Bereitschaft/Not-
wendigkeit zu Mehrarbeit und/oder Selbst-
ausbeutung fördern (z. B. Projektarbeit,
Vertrauensarbeitszeit, Ablauftaktung, Er-
gebnisabhängige Entgeltsysteme etc.)

   Arbeitsverdichtung und
Formen der indirekten Steu-
erung sind inzwischen so
verbreitet und ausgereift,
dass viele Beschäftigte an
der Grenze ihrer Belastbar-
keit angekommen sind.

und Funktion betonten alle, mit denen ich
sprechen konnte, dass sie es wichtig fin-
den, Voraussetzungen für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf, Familie/Privat-
leben und Ehrenamt zu schaffen.

Wenn sich alle einig sind, könnten die
Vorschläge doch zeitnah umgesetzt wer-
den …

Wenn die Angelegenheit so eindimen-
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Personalräte müssen sich trauen,
das Thema aufzugreifen ….

Das Spektrum familienfreundlicher Maßnahmen wird im beruflichen All-
tag längst nicht ausgeschöpft. Hier können und müssen Betriebs- und
Personalräte sich in die Umsetzung familienbewusster Personalpolitik
einbringen – sie sind wichtige Akteure und können Initiativen ergreifen.
Die Gesetzgeber in Bund und Ländern haben auch in Personalvertre-
tungsgesetzen (PersVG) den veränderten Bedürfnissen von Frauen und
Männern mit Familie Rechnung getragen und die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf als Handlungsfeld für Personalräte etabliert. Hier setzt das
DGB-Projekt „Vereinbarkeit von Familie und Beruf gestalten“ an: Die Kol-
leginnen und Kollegen in den Dienststellen und Behörden erhalten Ange-
bote, wie sie das Thema in ihre Arbeit integrieren und vor Ort umsetzen
können. Mit dem Projektteam sprach Anja Weusthoff.

Warum sollen sich Personalräte mit der
Vereinbarkeit einen zusätzlichen Arbeits-
auftrag auf ihre Agenda setzten?

Christina Stockfisch: Sicher, das Auf-
gabenheft der Personalräte ist voll. Ich kann
gut verstehen, dass sich aktive Kolleginnen
und Kollegen genau überlegen, welche
Themenfelder sie aufgreifen. Aber: Die
Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist ein
Zukunftsthema – für alle Branchen, in der
freien Wirtschaft und im öffentlichen
Dienst! Die demographische Entwicklung
und der künftige Mangel an qualifizierten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
stellen eine große Herausforderung dar. Der
siebte Familienbericht der Bundesregierung
zeigt auf: Wer jetzt nicht seine Hausaufga-
ben macht, und die Integration von Frauen
in den Arbeitsmarkt betreibt, der gefährdet
den Standort Deutschland. Außerdem ver-
weist das Problem der Vereinbarkeit auf
einen gesellschaftlichen Wandel, dem der
Arbeitsalltag noch nicht gerecht wird: Fa-
milien werden heterogener, Frauen wün-
schen sich stärkere Erwerbsbeteiligung, die
Ansprüche an Arbeit und Leben verändern
sich.

Frank Meissner: Und Vereinbarkeit ist
ein Thema, das alle Beschäftigten interes-
siert und bewegt. Die Gesellschaft für
Konsumforschung hat kürzlich festgestellt:
Eine gelungene Balance von Arbeit und
Leben spielt bei der Wahl des Arbeitsgebers
eine große Rolle und ist ein wichtiger Grund
für einen Arbeitsplatzwechsel. 92 % aller
Beschäftigten mit Kindern ist ein familien-
freundlicher Arbeitgeber mindestens
genauso wichtig wie das Gehalt. Bei den
Beschäftigten ohne Kinder sind es
immerhin noch knapp zwei Drittel der Be-
fragten. Diese Erkenntnis deckt sich mit den
Ergebnissen einer Umfrage der IG Metall:
77 % der Befragten fordern mehr Zeit für

Familie und Privates. Aber es ist nicht nur
im Interesse der Beschäftigten, wenn sie
Familie und Beruf besser unter einen Hut
bringen können. Auch die Arbeitgeber pro-
fitieren davon. Wissenschaftliche Studien
der Universität Münster belegen eindeutig,
dass familienbewusste Personalplanung vie-
le positive Effekte hat: Mitarbeiterbindung,
Arbeitszufriedenheit, Motivation der Be-
schäftigten, Fehlzeiten, Qualifikationsni-
veau und Kostenentwicklung werden durch
familienfreundliche Maßnahmen positiv be-
einflusst. Zudem erreichen Betriebe und
Verwaltungen mit hohem Familien-
bewusstsein ihre angestrebten Ziele deut-
lich besser als Unternehmen und Behörden,
die darauf keine Rücksicht nehmen. Somit
ist familienbewusste Personalpolitik eine
wichtige Einflussgröße, wenn Behörden sich
Erfolg versprechend aufstellen wollen.

Die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie ist ein komplexes Thema. Wo könnten
Personalräte ansetzen?

Christina Stockfisch: Ohne Zweifel. Es
handelt sich um ein Querschnittsthema, bei
dem der Personalrat punkten kann, denn es
ist mit vielen anderen Handlungsfeldern
verbunden: Arbeitszeit, Gesundheits-
förderung, Personalentwicklung, Arbeits-
gestaltung, Entgeltpolitik, Gleichstellung.
Diese Verbindungen lassen sich strategisch
nutzen. Personalräte müssen nicht auf je-
dem Handlungsfeld Experten sein – das
Wissen kann man sich von außen besorgen.
Wichtig ist vielmehr, strategische Themen
zu besetzen. Vereinbarkeit ist ein strategi-
sches Thema. Und es ist ein relativ konflikt-
armes Thema, denn die Interessen von Per-
sonalrat und Behördenleitung weisen auf
diesem Feld große Schnittmengen auf.

Frank Meissner: Schafft man eine ganz-
heitliche Perspektive, kann mit der Lösung
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der Vereinbarkeitsfrage viel erreicht wer-
den, sogar die Veränderung des Blickfeldes.
Denn die begrenzte Sicht auf die Beschäf-
tigten als Teil der Dienststelle wird den
Menschen nicht gerecht: Fürsorge-
tätigkeiten, ehrenamtliche Aufgaben, sozi-
ales Engagement und private Hobbys ge-
hören zum Leben und müssen in der

Arbeitsorganisation Berücksichtigung fin-
den. Und die Achtung vor den Anforderun-
gen, mit denen Menschen außerhalb des
Dienstes konfrontiert sind, schafft mehr
Zufriedenheit, Leistungsfähigkeit und Mo-
tivation auch im Dienst.

Welche Ideen habt ihr entwickelt, gera-
de männlich dominierte Personalräte für
das Thema zu begeistern?

Frank Meissner: Das klingt, als wären
Männer eine homogene Gruppe! Das sind
sie aber nicht: Neben den Workoholics gibt
es auch die „neuen“ Väter, die mehr Zeit
mit ihren Kindern verbringen möchten. Es
gibt Männer, deren Hauptlebensinhalt nicht
die Arbeit ist. Und es gibt Männer, die wahr-
nehmen, dass im familiären Miteinander
Fähigkeiten erworben werden, die auch eine
Qualifikation darstellen. Sicher, lange An-
wesenheiten, Stress und Dominanz der
Erwerbsarbeit sind Teil einer männlich ge-
prägten Dienst- und Arbeitsatmosphäre –
doch auch viele Männer wollen weg von der
Überstundenkultur.

Die bessere Vereinbarkeit von Beruf und
Familie kann Anlass geben, solche Fragen
und Anliegen zur Sprache zu bringen. Sie
bietet auch die Gelegenheit, Rollenbilder,
Klischees und Stereotypen zu hinterfragen
und Ungleichheiten zwischen Männern und
Frauen zu thematisieren.

Auf welche Weise könnt ihr die Kolle-
ginnen und Kollegen vor Ort unterstützen?

Gibt es bereits Angebote, die Interessierte
nutzen können?

Christina Stockfisch: Unser DGB-Pro-
jekt „Vereinbarkeit von Familie und Beruf
gestalten“ bietet einen ganzen Werkzeug-
koffer, mit dem Personalräte ihre Aktivitä-
ten zur besseren Vereinbarkeit starten kön-
nen. Darunter sind eine ganze Reihe von

Instrumenten (Checklisten, Fragebögen
u.v.m.), die bei einer Bestandsaufnahme in
der eigenen Behörde helfen und Anregun-
gen geben können, welche familien-
freundlichen Maßnahmen sinnvoll sein kön-
nen. Aber in erster Linie müssen die Perso-
nalräte sich trauen, das Thema aufzugreifen.
Unterstützung finden sie bei ihrer Gewerk-
schaft, aber auch beim DGB vor Ort. Ge-
borene Bündnispartner sind in dieser Fra-
ge natürlich die Gleichstellungsbeauf-
tragten, die auf Grundlage des jeweiligen
Gleichstellungsgesetztes das Themenfeld
zwar intensiv, häufig genug aber als Ein-
zelkämpferinnen bearbeiten – mit ihnen
gemeinsam lassen sich überzeugende Alli-
anzen schmieden.

Frank Meissner: Erste Erfolge sind oft
mit einfachen organisatorischen Verände-
rungen und geringem finanziellem Aufwand
zu erzielen. So kann die Diskussion um eine
Dienstvereinbarung zur Vereinbarkeit das
Thema in der Behörde enorm aufwerten.
Auch die Initiative des Personalrates zur
Auditierung der Behörde kann dazu beitra-
gen, die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie bei Dienststellenleitung, Vorgesetzten
und Beschäftigten zum Thema zu machen:
Durch eine Auditierung werden Behörden
und Dienststellen unterstützt, eine familien-
bewusste Personalpolitik nachhaltig umzu-
setzen. Mit ihrem Engagement können Per-
sonalräte diesen Prozess initiieren, unter-
stützen und mitgestalten.

Christina Stockfisch: Und für alle, die sich
in Sachen Vereinbarkeit gleich einem be-

stimmten Handlungsfeld widmen wollen,
haben wir in unserem Projekt eine Vielzahl
von Informationen und Anregungen erar-
beitet, u. a. zu den Themen Arbeitszeit,
Arbeitsorganisation, Kinderbetreuung, Pfle-
ge und Beruf, betriebliche Gesundheits-
förderung. Sie alle können von unserer
Internetseite herunter geladen oder über
den Bestellservice des DGB (s. S. 16 unten)
gegen geringes Entgelt bezogen werden.

Zu Recht hat der DGB-Vorsitzende
Michael Sommer darauf hingewiesen, dass
es noch allzu oft den Frauen überlassen wird,
Arbeitsalltag und Familienpflichten
miteinander in Einklang zu bringen. Wie
können Personalräte auch Kollegen ermu-
tigen, Fürsorgepflichten zu übernehmen
und die notwendigen Freiräume dafür ein-
zufordern?

Frank Meissner: Das spricht eine wichti-
ge Frage an, die zugleich eine große Her-
ausforderung darstellt. Ich denke Personal-
räte können dazu beitragen, dass sich die
Atmosphäre im Dienst verändert, dass eine
gewisse Sensibilisierung für das Problem der
Vereinbarkeit erreicht wird. Es ist nicht
leicht die Kultur in der Dienststelle in diese
Richtung zu verändern, das bedeutet näm-
lich auch, einen Mentalitätswechsel herbei-
zuführen. Aber ein Klima zu schaffen, in
dem heikle Themen angesprochen werden
können, ist die beste Ermutigung für Kolle-
ginnen und Kollegen, ihre Fürsorgepflichten
zu thematisieren und entsprechende Frei-
räume einzufordern. Das gelingt übrigens
leichter, wenn es Vorbilder gibt, an denen
sich die Betroffenen orientieren können.
Aber wichtig ist sicher auch, die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familien in Leit-
bilder zu integrieren – und vor allem dieje-
nigen zu gewinnen, die Führungsaufgaben
und Leitungsfunktionen wahrnehmen.
Wenn die Führungsebene mitspielt, ist ein
gutes Stück des Weges bereits geschafft.

Christina Stockfisch und Frank Meissner vom DGB-Projekt „Vereinbarkeit gestalten“ geben
gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen aus den Einzelgewerkschaften und den gewerk-
schaftlichen Bildungsträgern Impulse für Bildungsangebote.                                Foto: DGB
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Vereinbarkeit von Familie und Beruf
für Personalräte

Das DGB-Projekt „Vereinbarkeit von Familie und Beruf gestalten!“ hat
eine Broschüre erarbeitet, die sich besonders an Personalräte richtet:
„Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Personalräte“ soll Interessen-
vertreter/innen dabei unterstützen, Expertinnen/Experten zu werden,
die als kompetente Ansprechpartner/innen und Gestalter/innen im
Arbeitsbereich wahrgenommen werden.

Neben einem Überblick über das Spek-
trum familienfreundlicher Maßnahmen
bietet sie auch Praxisbeispiele, wie eine
vereinbarkeitsgerechte Dienststelle ausse-
hen kann. Auf die besondere rechtliche
Situation von Personalräten mit Landes-
personalvertretungsgesetzen, Landes-
gleichstellungsgesetzen sowie Beamten-
gesetz wird ausführlich eingegangen.

Bei der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf geht es darum, das individuelle Ar-
rangement von Familie und Arbeit mit-
einander in Einklang zu bringen. Wie kann
die Erwerbstätigkeit mit familiären Pflich-
ten vereinbart werden? Familie ist nicht
nur da, wo Mann und Frau mit ihren Kin-
dern zusammenleben. Vielmehr kann von
einer Vielfalt der Lebensformen ausge-
gangen werden, die unterschiedlichste
Haushaltskonstellationen berücksichtigt.
Außerdem beschränken sich Fürsorge-
tätigkeiten nicht nur auf Kinderbetreuung,
sondern sind auch mit der Pflege von äl-
teren oder kranken Menschen verbunden.

Eine gelungene Balance von Arbeit
und Leben ist für alle Beschäftigten ein
zentrales Thema: Laut einer repräsentati-
ven Studie der Gesellschaft für Konsum-
forschung ist ein familienfreundlicher
Arbeitgeber für 92% aller Beschäftigten
mit Kindern mindestens genauso wichtig
wie das Gehalt. Ein familienfreundlicher
Arbeitgeber ist ein wichtiger Grund für
einen Arbeitsplatzwechsel. Bei den Be-
schäftigten ohne Kinder sind es immerhin
noch knapp zwei Drittel der Befragten, für
die Familienfreundlichkeit einen hohen
Stellenwert besitzt (BMFSFJ 2008:
Familienfreundlichkeit als Erfolgsfaktor
für die Rekrutierung und Bindung von
Fachkräften).

Familienpolitik ist auch deshalb ein
Zukunftsthema, weil sie – trotz der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise – auf grundle-
gende Veränderungen in der Gesellschaft
und den Betrieben und Verwaltungen ver-
weist. Die schwierige Balance von Arbeit
und Leben zeigt auch, dass sich Lebens-
formen, Geschlechterverhältnisse und

Ansprüche der Menschen wandeln –
Frauen und Männer weniger an traditio-
nellen Mustern halten – die Arbeitswelt
aber kaum Antworten auf diese Heraus-
forderungen gefunden hat.

W ä h r e n d
Arbeitgeber
von ihren Be-
s c h ä f t i g t e n
immer mehr
Flexibi l i tät ,
Mobilität und
Erreichbarkeit
e i n f o r d e r n ,
werden die
zeitlichen An-
forderungen
an Familien
w e i t g e h e n d
ausgeklammert oder als Hindernis gese-
hen. Für viele Frauen und Männer ist die
Entscheidung für Kinder mit beruflichen
Nachteilen verbunden. Eltern möchten
heute jedoch mehr Zeit für Kinder und
Familie haben ohne auf Karriere oder
Berufstätigkeit zu verzichten.

Um dem Ziel einer familienfreund-
lichen Arbeitswelt näher zu kommen –
also familiengerechte Jobs statt job-
gerechter Familien zu schaffen – müssen
neben einzelnen Maßnahmen die Arbeits-
bedingungen allgemein familienbewusster
gestaltet werden. Entscheidend sind
familienfreundliche Arbeitszeiten und vor
allem ein Dienststellenklima, das die Be-
dürfnisse von Familien ausreichend be-
rücksichtigt. Dabei gilt es die Interes-
sen von Frauen nicht aus den Augen zu
verlieren. Mit Hilfe einer gleichstellungs-
orientierten Familienpolitik kann ein
wichtiger Beitrag zu mehr Geschlechter-
gleichheit im Arbeitsleben geleistet wer-
den.

Auch Personalräte haben beim Thema
Vereinbarkeit von Familie und Beruf noch
Nachholbedarf, denn als entschiedene An-
wälte für das Thema Familienfreund-
lichkeit sind sie vielfach noch wenig in
Erscheinung getreten. Nur 22 % aller öf-
fentlichen Institutionen verfügen über

Dienstvereinbarungen zu familien-
freundlichen Arbeitsbedingungen (Lind-
ecke 2005). Dabei bietet das Thema gro-
ße Chancen für Personalräte. Sowohl die
Bedeutung als auch Gestaltbarkeit und
Politikfähigkeit machen es zu einem wich-
tigen strategischen und querschnitts-
orientierten Thema. Es zeigt sich, dass
Familienfreundlichkeit keineswegs ein
Luxusthema, sondern mit vielen anderen
Themen verbunden ist: Arbeitszeit, Ge-
sundheitsförderung, Personalentwicklung,
Arbeitsgestaltung, Entgeltpolitik (Ge-
schlechtergerechtigkeit). Diese Verbin-
dungen lassen sich strategisch nutzen und
Personalräte könnten hier punkten.

Die Broschüre „Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf für Personalräte“ ist so
aufgebaut, dass verschiedene Instrumen-
te familienfreundlicher Arbeitsgestaltung
vorgestellt werden und detailliert auf die
verschiede Handlungsmöglichkeiten ein-
gegangen wird:

Familienfreundliche Arbeitsgestaltung:
• Arbeitszeit
• Arbeitsorganisation
• Kinderbetreuung
• Elternzeit und Elterngeld
• Vereinbarkeit von Pflege und Beruf
• betriebliche Gesundheitsförderung und

Vereinbarkeit
• Sensibilisierung der Dienstkultur

Handlungsmöglichkeiten:
• Kooperation mit Gleichstellungsbeauf-

tragten, Schwerbehindertenvertretung,
Jugendauszubildendenvertretung, Ak-
teuren der betrieblichen Gesundheits-
förderung, Gewerkschaften

• Audit zur familienfreundlichen Verwal-
tung/Behörde

• Beschäftigtenbefragung

Das DGB-Projekt „Vereinbarkeit von
Familie und Beruf gestalten!“ hat sich zum
Ziel gesetzt, für das Thema Vereinbarkeit
zu sensibilisieren und es in der gewerk-
schaftlichen Bildungsarbeit als Quer-
schnittsthema zu verankern. Betriebs- und
Personalräte sollen durch entsprechende
Bildungsangebote und Informationen in
ihrer professionellen Rolle gestärkt wer-
den.
Kostenloser Download der Broschüre
und weitere Informationen unter
www.familie.dgb.de oder Bestellung un-
ter www.dgb-bestellservice.de

Dr. Christina Stockfisch
 Frank Meissner

VEREINBARKEIT BERUF UND FAMILIE
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Profitable Dienstvereinbarung
Dienstvereinbarungen sind ein wichtiges Instrument, durch das Personal-
räte die Arbeitsbedingungen in Dienststellen und Behörden mitgestalten
können. Das Bundespersonalvertretungsrecht und die entsprechenden
Regelungen in den Ländern ermöglichen solche Verträge zwischen
Dienststellenleitung und Personalrat zu vielen (mitbestimmungspflich-
tigen) Themen. Eine entsprechende Dienstvereinbarung kann auch dazu
beitragen, den Beschäftigten einer Behörde die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie zu erleichtern – und gleichzeitig wichtige und unverzichtbare
Anliegen des Dienstherrn berücksichtigen.

Intensiv hat sich die AG
„Vereinbarkeit von Beruf und
Familie“ der Frauengruppe
(Bund) in der GdP mit den
Möglichkeiten zur Gestaltung
einer solchen Dienstverein-
barung beschäftigt und zusam-
mengetragen, welche Inhalte
für diesen Vertrag, der deutlich
über die gesetzlich festgeleg-
ten Standards hinausgehen
sollte, unverzichtbar sind:

• Die Vereinbarung sollte sich
an den unterschiedlichen
Ansprüchen von Männern
und Frauen orientieren und
nicht auf die klassische
Familienphase beschränkt
sein. Daher sollte sie nicht
nur Regelungen enthalten,
die die Betreuung und Er-
ziehung von Kindern erleichtern, son-
dern auch die Bedarfe pflegender An-
gehöriger berücksichtigen.

• Die speziellen Bedürfnisse von Beschäf-

tigten mit Fami-
lienpflichten soll-
ten in einem Per-
s o n a l v e r w e n d -
ungskonzept be-
achtet werden, da-
mit den Betroffe-
nen keine Nachtei-
le bei Beurteilung
und Beförderung
entstehen. Dazu
bedarf es eigener
Regelungen zu fle-
xiblen Arbeitszei-
ten und zu wohn-
ortnaher Verwen-
dung genauso wie
zu Heim- oder Te-
learbeit. Auch die
Möglichkeiten zur
Teilung von Füh-

rungsfunktionen sollten festgeschrieben
werden.

• Die Einbindung von Teilzeitbeschäftig-
ten und Beurlaubten (Elternzeit o. ä.)

Martina Filla ist stellvertretende Vorsitzende der GdP-Frauengruppe
(Bund) und leitet deren AG „Vereinbarkeit von Beruf und Familie“,
die derzeit eine Musterdienstvereinbarung erarbeitet.    Foto: privat

in die aktuellen Behördenabläufe ist
von besonderer Bedeutung, um den
Informationsfluss und die Einsetz-
barkeit zu gewährleisten. Dazu müssen
organisatorische Maßnahmen wie z. B.
die Terminierung von Besprechungs-
terminen, die Erstellung von Info-
mappen, die kurzzeitige Vertretung bei
Personalengpässen oder Großeinsätzen
etc. bedarfsgerecht genutzt werden.

• Betreuungseinrichtungen übernehmen
für berufstätige Eltern und zunehmend
auch für pflegende Angehörige eine
wichtige Funktion. Das Eltern-Kind-
Büro, betriebseigener Kindergarten
oder Kinderbetreuungsbörse sowie die
Kooperation mit Trägern von Kinder-
tagesstätten und Pflegeeinrichtungen
sind wichtige Bausteine für die Ver-
einbarkeit.

Wird eine Dienstvereinbarung in der
Behörde abgeschlossen, profitieren Be-
schäftige und Dienstherr gleichermaßen.
Die zeitraubende, individuelle Aus-
handlung bestimmter Lösungen für ein-
zelne Betroffene wird ersetzt durch glei-
che Regelungen für alle, mit denen im Be-
darfsfall jede/r Einzelne rechnen kann.
Wertvolle Personalressourcen und
Synergieeffekte können angesichts knap-
per Personaldecke optimal genutzt wer-

den – denn mit steigender Arbeits-
zufriedenheit erhöht sich auch der Einsatz
am Arbeitsplatz.

Martina Filla

VEREINBARKEIT BERUF UND FAMILIE



18  10 – 2009 Deutsche Polizei

Der zuständige Berliner Personalrat
wollte den Polizeiangestellten im Objekt-
schutz (PAngOS), lediglich menschen-
gerechte Arbeitsbedingungen verschaffen.
Als er mit diesem Anliegen bei der Berli-
ner Polizeiführung im sprichwörtlichen Sin-
ne gegen Mauern gelaufen ist, wandte er
sich an die für Arbeitsschutz zuständige
Abteilung der GdP-Bundesgeschäftsstelle.
Diese kam der Bitte der Berliner Personal-
vertretung nach Erstellung einer Experti-
se gerne nach.

Stein des Anstoßes bildet die Situation
im Einsatzraum Brandenburger Tor/Pari-
ser Platz/Unter den Linden/Wilhelmstraße/
Glinkastrasse. Dort sind die diplomati-
schen Vertretungen Frankreichs, Großbri-
tanniens, der Vereinigten Staaten von Ame-
rika und Russlands gelegen.

Jeder, der schon einmal in Berlin war,
sei es privat als Tourist oder im Rahmen
seiner beruflichen Pflichten, kennt Sie, die
Frauen und Männer, die bis an die Zähne
bewaffnet vor den genannten Gebäuden
(und an ca. 70 weiteren Objekten in Berlin)
stehen, um das prinzipiell Mögliche tat-
sächlich unmöglich zu machen.

Wer hat tatsächlich schon einmal darüber
nachgedacht hat, wer diese Menschen sind,
was ihnen abverlangt wird und wie stark sie
durch ihre Tätigkeit belastet werden – der
Arbeitgeber jedenfalls zählt offenbar nicht
zu diesem Personenkreis. Unter Arbeitge-
ber sind dabei alle Personen zu verstehen,
die eine Vorgesetztenfunktion gegenüber
denen innehaben, die tatsächlich in 12-Stun-
den-Schichten vor Ort – und je nach Wet-
terlage auch sprichwörtlich im Regen – ste-
hen. Konkret also die Aufbauorganisation
PP – Direktion – Referat sowie die Ablauf-
organisation mit den zuständigen Stäben
und den Leitern der Objektschutzeinheiten,
den Wachleitern, Dienstgruppenleitern, Pos-
ten- und Streifenführern.

Die Dienstzeitgestaltung der
„PAngOS“

Der Außendienstanteil der Beschäftig-
ten beträgt innerhalb der Schicht 4 x 135
Minuten. Dazwischen liegen 3 x 45 Minu-

ten „DaW“ (Dienst auf der Wache), zuzüg-
lich eines Pausenanteils von insgesamt 45
Minuten.

Erst Anfang des Jahres 2009 wurde auf

dieses Arbeitszeitmodell umgestellt. Bis
dahin betrug der Außendienstanteil 4 x 120
und der DaW-Anteil 4 x 60 Minuten. Eine
ausgewiesene Pause gab es in diesem Mo-
dell nicht. Gleichwohl wurde eine solche
eingehalten.

Der „Begünstigte“ der neuen Regelung
erschließt sich erst beim direkten Vergleich

der zueinander ins Verhältnis gesetzten
Zahlenwerte

(Schichtdauer:Außendienst:DaW/Pausen).
Neu: 12 : 9 :      3
Alt: 12 : 8 :      4

Ergebnis: 1 Stunde längere Standzeit.
Dafür gibt es 1 Stunde weniger DaW und
Pause.

Dem Kundigen in Sachen Arbeitszeit-
recht wird aufgefallen sein, dass es beim
alten wie beim neuen Modell absolut kei-
ne Probleme im Hinblick auf die Arbeits-

zeitbestimmungen gibt. Im Gegenteil: the-
oretisch gäbe es sogar noch etwas „Luft“.
Bravo! Kann man da nur sagen. Der Ar-
beitgeber hat es tatsächlich geschafft, eine
Lücke im bestehenden System zu finden,
diese abzuschaffen und dadurch zwar kei-
ne wesentliche Steigerung der Effizienz,
aber eine Mehrbelastung der betroffenen

Lost World („Vergessene Welt“) – so nannte Michael Crichton seinen Ro-
man, der als Vorlage zum 2. Teil des Phantasie-Thrillers „Jurassic Park“
diente. Der Gedanke an eine vergessene Welt beschlich den Autor dieser
Zeilen zunächst klammheimlich, dann aber immer deutlicher, als er die
Situation der Berliner Polizeiangestellten im Objektschutz (PAngOS), aus
arbeitsschutzrechtlicher Sicht etwas näher betrachte.

ARBEITSSCHUTZ

„Lost World“ in Berlin

Immer gefragt bei Touristen: die Polizeiangestellten im Objektschutz
     Foto: Andreas Volkmann
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Beschäftigten zu bewirken.

Wer sind diese Kolleginnen und Kollegen
überhaupt?

Es geht konkret um ca. 1.200 so genannte „Polizeivollzugsan-
gestellte im Objektschutz“. Das durchschnittliche Alter dieser
Gruppe beträgt ca. 50 Jahre. Von 100 Beschäftigten sind etwa 70
männlich und 30 weiblich. Die berufliche Herkunft wird mit etwa
70 % aus handwerklichen Gewerben angegeben. Im verbleiben-
den Anteil finden sich zahlreiche Berufe wieder, darunter sogar
ca. 1 % Akademiker.

Nach einer Grundausbildung von 13 Wochen ist dann die/der
neue Polizeiangestellte fertig und wird als Angestellte/r in die
Vergütungsgruppe BAT VIII eingewiesen. Nach 3-jähriger Be-
währung ist ein Aufstieg in BAT VII möglich.

Damit ist die Karriereleiter erschöpfend erklommen.

Welche Aufgaben haben die Kolleginnen
und Kollegen, die im oben beschriebenen

Einsatzgebiet tätig sind?

Deren Pflichten sind eindeutig. Sie  sollen  allein durch ihre
Präsenz Terroristen und ähnliche Verbrecher davon abhalten, den
Auslandsvertretungen, ihren Beschäftigten und Besuchern, Scha-
den zuzufügen.

Hierzu sind sie dienstlich angehalten, die Objekte genauestens
zu beobachten. Auskünfte an Touristen zu erteilen, Wege zu be-
schreiben, die kürzesten U-Bahnverbindungen zum KaDeWe,
Potsdamer Platz, Gedächtniskirche und zum Zoo zu kennen, fal-
len natürlich nicht unter die dienstlichen Obliegenheiten.
Unglücklicherweise wird aber gerade diese Art der Dienstleis-
tung seitens der Bürger am häufigsten in Anspruch genommen.
Ob darunter der originäre dienstliche Auftrag in irgendeiner Weise
leiden könnte, soll allerdings nicht Gegenstand der hier vorzu-
nehmenden Betrachtungen sein.

Die Wissenskompetenz der Kolleginnen und Kollegen hinsicht-
lich der touristischen Attraktionen Berlins, werden insbesondere
auch dann in Anspruch genommen, wenn sich der Kollege vom
Posten-Standort auf den Weg zu seiner Wache macht und dazu
den Pariser Platz nahezu diagonal überqueren muss. Gerät er
dabei in eine besonders wissenshungrige Menschenmenge, ist die
Pause dahin. Eine Verlängerung derselben ist bedauerlicherweise
nicht möglich, da am Ende der eigentlichen Pausenzeit ein ande-
rer Kollege abgelöst werden muss, der an einer der zahlreichen
Ecken im Einsatzraum steht und seinerseits Auskünfte erteilt –
Pardon, es muss ja heißen: Botschaften schützt.

Es ist müßig zu erwähnen, dass die Angestellten jedem Wetter
ausgesetzt sind. Sie stehen im Regen ebenso wie im Schnee und
in der Sonne. Gegen die genannten Niederschläge kann man sich
durch geeignete Bekleidung schützen, ebenso gegen Kälte. Schwie-
rig wird es allerdings mit dem Schutz gegen Hitze und vor allem
gegen bodennahes Ozon.

Jeder kann sich noch an die Ozonwarnungen in den 80er Jah-
ren erinnern, die meist am späten Nachmittag heißer Sommerta-
ge über die Medien ausgestrahlt wurden. Dass dies seit einigen
Jahren nicht mehr geschieht, hat nichts mit dem oft zitierten Klima-
wandel zu tun, sondern damit, dass man die gesetzlichen Grenz-
werte verändert hat. Darüber hinaus wird heute nicht nur das

ARBEITSSCHUTZ
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Reizgas Ozon betrachtet, sondern die Vorläufersubstanzen, die
zu unerwünschten Emissionen führen.

In genau diesen Emissionen stehen aber unsere Kolleginnen und
Kollegen des Objektschutzes – mit oder ohne Ansage im Radio.

Es ist ein schwacher Trost, dass es bislang nicht gelungen ist,
Kriterien für die Belastung durch Ozon im Freien festzulegen. Das
bedeutet aber noch lange nicht, dass es außerhalb von Gebäuden
keine Belastungen gibt. Die Wirtschaft hat es bislang geschickt ver-
mieden, für solche Arbeitsplätze Grenzwerte zu diskutieren.

Bei Arbeitsplätzen in Innenräumen würde z. B. die berufs-
genossenschaftliche Regel BGR 500 greifen. Dort ist im Anhang
2 das Gas Ozon gemäß seiner Einstufung im Merkblatt M 052
(Ozon) der chemischen Industrie aufgenommen. Demnach gilt
Ozon (nach IUPAC-Regeln) als brandfördernd, stark giftig, ät-
zend sowie als chemisch instabil.

Das Beste kommt aber wie im Kinostreifen „Die unendliche
Geschichte“ (schon wieder ein Fantasie-Film!) zum Schluss.

Mittlerweile ist es eigentlich bis zur letzten Ebene der Beschäf-
tigten vorgedrungen, dass der Arbeitgeber auf Geheiß des
Arbeitsschutzgesetzes eine so genannte Gefährdungsbeurteilung
erstellen muss.

Darin werden alle Tätigkeiten eines Beschäftigten hinsichtlich
deren Gefährdungspotentiale beurteilt. Diese Pflicht besteht für
staatliche Arbeitgeber seit 1989, für private seit 1996. Grundlage
bildet eine entsprechende Richtlinie der Europäischen Union. Sie
gilt gleichermaßen für private wie für öffentliche Arbeitgeber. Also
auch für die Stadt Berlin – und für die Polizei.

Lediglich der Polizeipräsident in Berlin hat es bislang nicht für
nötig erachtet, seine Polizeiangestellten im Objektschutz
arbeitsschutztechnisch zu beurteilen.

Eine Gefährdungsbeurteilung besteht nur für die Basis-Wa-
che in der Zehlendorfer Königstrasse. In dieser sitzen („sitzen“
im wahrsten Sinne des Wortes) aber lediglich bestimmte Teile der
Ablauforganisation.

Die eigentlich betroffenen Beschäftigten haben mit dieser
Dienststelle als „Arbeitsplatz“ überhaupt nichts zu tun. Ihr we-
sentlicher Arbeitsplatz befindet sich auf der Straße, vor den zu
schützenden Objekten und auf der Wache, in der sie vor Ort ih-
ren DaW und die Pausen verbringen.

Jetzt schließt sich der Kreis und langsam wird klar, warum die-
ser Beitrag mit „Lost World“ überschrieben ist. Ich kann mir beim
besten Willen nicht vorstellen, dass der oberste arbeitsschutz-
rechtliche Arbeitgeber, Herr Polizeipräsident Glietsch, der mir
als äußerst akkurater und korrekter Mann bekannt ist, absicht-
lich gehandelt hat, indem er die Arbeitsplätze dieser Beschäftig-
ten wissentlich keiner Gefährdungsbeurteilung unterworfen hat.

Es darf vermutet werden, dass die Ablauforganisation in Sa-
chen Arbeitsschutz einfach schlampig aufgestellt wurde, damit an
dieser Stelle nicht funktioniert und die jeweils zuständigen Bera-
ter des Herrn Präsidenten das Geld, welches sie Monat für Mo-
nat als Sold erhalten nicht in jedem Fall wert sind.

Soll ein öffentlichkeitswirksamer verwaltungsrechtlicher Streit
vermieden werden, bleibt jetzt eigentlich nur die Möglichkeit –
quasi als ultima ratio – an Herrn Polizeipräsident Glietsch zu ap-
pellieren, für die Arbeitsplätze dieser Menschen eine
Gefährdungsbeurteilung zu erstellen und damit endlich „Butter
bei de Fische zu tun“ – wie er als Nordrhein–Westfale in einer
solchen Situation sicherlich selbst sagen würde.

Hans-Jürgen Marker

ARBEITSSCHUTZ
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TARIF UND BESOLDUNG

Anpassungen in den letzten zehn Jahren
Mehrere Kolleginnen und Kollegen haben uns in letzter Zeit angespro-
chen, doch mal die Tarifentwicklung im öffentlichen Dienst und die
Besoldungsanpassungen aufzulisten, um dieses Hintergrundwissen bei
den Forderungen und Verhandlungen in den Ländern zur Hand zu haben.
Unsere Expertin für Tarifrecht, Alberdina Körner, und unser Experte für
Beamtenrecht, Hans Adams (beide GdP-Bundesgeschäftsstelle), haben
daraufhin die Tarifentwicklung in den letzten zehn Jahren und die
Besoldungsanpassungen (nach der Föderalismusreform 2006 nur die
Bundesregelungen) nachfolgend aufgelistet.

2000:

• 2,0 % Erhöhung ab 1. August 2000
• ab 1. September 2001 weitere 2,4 %
• Einmalzahlung 400 DM für April bis Juli

2000
• Laufzeit bis 31. Oktober 2002
• Einfrieren der Berechnungsgrundlage

für die Zuwendung auf dem Niveau von
1993 verlängert

Ost:

Die Einkommen Ost werden in Schritten
angehoben:

• ab 1. August 2000 auf 87,0 %
• ab 1. Januar 2001 auf 88,5 %
• ab 1. Januar 2002 auf 90,0 %

• Altersteilzeit gilt künftig auch für Teil-
zeitbeschäftigte

• die Zahl der Ausbildungsverhältnisse
soll auf dem gegenwärtigen Niveau ge-
halten werden

• nach Ende der Ausbildung soll künftig
eine Übernahme für zwölf Monate er-
folgen

• TV zur sozialen Absicherung im Tarif-
gebiet Ost wird bis Ende 2003 verlän-
gert,

• Abschluss einer Maßregelungsklausel

2002/2003:

• 2,4 % ab 1. Januar 2003 für alle Beschäf-
tigten (für Angestellte oberhalb BAT

    IVa ab 1. April 2003)
• 1 % ab 1. Januar 2004
• 1 % ab 1. Mai 2004
• im März 2003 Einmalzahlung in Höhe

von 7,5 % höchstens 185 /T arifgebiet
Ost 166,50 ;  Auszubildende und
Praktikantinnen/Praktikanten 65 /
Tarifgebiet Ost 58,50 

• im November 2004 Einmalzahlung in
Höhe von 50 /T arifgebiet Ost 46,25 ;
Auszubildende 30 

• Laufzeit bis 31. Januar 2005

• Einfrieren der Zuwendung bis zum 31.
Januar 2005

• Verlängerung der bisherigen Übernah-
meregelung für Auszubildende bis zum
31. Januar 2005

• Verlängerung des Tarifvertrages zur so-
zialen Absicherung im Tarifgebiet Ost
bis zum 31. Dezember 2007

Angleichung Tarifgebiet Ost

• Verbindliche 100%-Angleichung der
Löhne und Vergütungen im Tarifgebiet
Ost bis zum 31. Dezember 2007; für An-
gestellte oberhalb der Vergütungs-
gruppen Vb bis zum 31. Dezember 2009;
Kündigung dieser Vorschrift ist ausge-
schlossen

• erster Angleichungsschritt ab 1. Januar
2003 auf 91 %, ab dem 1. Januar 2004 in
einem weiteren Schritt auf 92,5 %

• Vereinbarung weiterer Anpassungs-
schritte in der Lohn- und Vergütungs-
runde 2005

• Beitrag der Beschäftigten zur Zusatz-
versorgung in Höhe von 0,2 % des
Bruttoentgelts für jeden 1 %-Schritt der
Angleichung, höchstens 2 %

Neugestaltung des Tarifrechts

• Abschluss einer Prozessvereinbarung
mit der Verpflichtung, die Neugestal-
tung des Tarifrechts öD bis zum 31. Ja-
nuar 2005 abzuschließen

Sonstige Regelungen

• Wegfall des AZV-Tages ab 1. Januar
2003

• Halbierung des Stufenaufstiegs für die
Dauer eines Jahres in der Zeit vom 1.
Januar 2003 bis zum 31. Dezember 2004

• der Termin für die Auszahlung der Be-
züge kann ab Dezember 2003 jeweils im
Dezember vom 15. auf den letzten Tag
des Monats verschoben werden

• Abschluss einer Maßregelungsklausel

2005:

Inkrafttreten des TVöD  für Bund und
Kommunen mit Überleitungstarifvertrag
zum 1. Oktober 2005 – einheitliches Ta-
rifrecht für Angestellte und Arbeite-
rinnen/Arbeiter

• Einmalzahlungen bis 2007 beim Bund
und im Tarifgebiet West im kommuna-
len Bereich

    2005 je 100 Euro im April, Juli und Ok-
tober

   2006 je 150 Euro im April und Juli und
   2007 je 150 Euro im April und Juli
  Auszubildende, Schülerinnen/Schüler,

Praktikantinnen/Praktikanten erhalten
Einmalzahlungen von je 100 Euro im
Juli 2005, 2006 und 2007

• Angleichung Tarifgebiet Ost
  Anhebung des Bemessungssatzes im

kommunalen Bereich im Juli 2005, 2006
und 2007 um je 1,5 Prozentpunkte.

• Vereinbarung wesentlicher Kernpunk-
te des TVöD

    - neue Entgelttabelle mit 15 Entgelt-
  gruppen

    - leistungsabhängige Stufenaufstiege
    - leistungsorientierte Bezahlung ab
      2007 mit 1 v. H. des ständigen
      Monatsentgeltes des Vorjahres,
      Zielgröße 8 v. H.
      - beginnend mit dem Jahr 2007 bemisst

  sich die von diesem Jahr an dynami-
  sche Jahressonderzahlung nach

     folgenden Prozentsätzen (im Tarifge-
  biet Ost 75 v. H.):

• 90 % für die Entgeltgruppen
   1 bis 8
• 80 % für die Entgeltgruppen
   9 bis 12
• 60 % für die Entgeltgruppen
   13 bis 15

     - regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
  beim Bund 39 Stunden

     - regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
  im Tarifgebiet West im kommunalen
  Bereich 38,5 Stunden mit Möglichkeit
  der Kündigung auf landesbezirklicher
  Ebene mit dem Ziel der Anhebung der
  wöchtenlichen Arbeitszeit bis zu 40
  Stunden in der Woche, im Tarifgebiet
  Ost 40 Wochenstunden

   - Krankengeldzuschuss ab 1. Oktober
  2005 bis zum Ende 39. Woche

    - Erhalt der Unkündbarkeit im
    Tarifgebiet West
    - Vereinbarung eines Tarifvertrages
    Meistbegünstigung

              >
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2006:

Vereinbarung von Eckpunkten für ein
neues Tarifrecht für die Länder (TV-L) ein-
heitliches Tarifrecht für Angestellte und
Arbeiterinnen/Arbeiter

• Inkrafttreten am 1. November 2006
• Einmalzahlungen 2006 und 2007

2006
E 1 bis E 8 150 Euro
E 9 bis E 12 100 Euro
E 13 bis E 15   50 Euro

2007 im Januar
E 1 bis E 8 310 Euro
E 9 bis E 12 210 Euro
E 13 bis E 15   60 Euro

2007 im September
E 1 bis E 8 450 Euro
E 9 bis E 12 300 Euro
E 13 bis E 15 100 Euro

• Auszubildende, Schülerinnen/Schüler
und Praktikantinnen/Praktikanten er-
halten zu denselben Terminen jeweils
100 Euro

• Entgelterhöhung zum 1. Januar 2008
bzw. 1. Mai 2008 für das Tarifgebiet Ost
von 2,9 v. H.; die Tabellenwerte werden
auf volle 5-Euro-Beträge aufgerundet

• Dynamische Jahressonderzahlung

West Ost
E 1 bis E 8 95 v. H.    71,5 v. H.
E 9 bis E 11 80 v. H.    60    v. H.
E 12 bis E 13 50 v. H.    45    v. H.
E 14 bis E 15 35 v. H.    30    v. H.

• Für die Beschäftigten, mit denen arbeits-
vertraglich vor dem 31. Oktober 2006
abweichende Vereinbarungen zur Zu-
wendung und zum Urlaubsgeld getrof-
fen worden sind, gilt:

    - Im Jahr 2006 richtet sich der Anspruch
auf Zuwendung und Urlaubsgeld nach
den am 19. Mai 2006 geltenden Landes-
regelungen;

    - im Jahr 2007 wird die nach den jewei-
ligen arbeitsvertraglichen Vereinbarun-
gen zustehende Summe aus Zuwen-
dung und Urlaubsgeld um 50 v. H. des
Differenzbetrages zu der Jahressonder-
zahlung nach TV-L erhöht, sofern die
Jahressonderzahlung nach TV-L höher
wäre.

• Dasselbe gilt für nach dem 31. Oktober
2006 neu eingestellte Beschäftigte in
2006 und 2007.

• Wöchentliche Arbeits-
zeit
Die durchschnittliche
wöchentliche Arbeitszeit
wird nach einem Faktor
für jedes Bundesland ge-
sondert berechnet. Beibe-
haltung der 38,5-Stunden-
Woche für bestimmte Be-
schäftigtenbereiche und
der 40-Stunden-Woche im
Tarifgebiet Ost.
• Krankengeldzuschuss ab
  1. November 2006 bis
   zum Ende der 39. Woche
• Erhalt der Unkündbar-
   keit im Tarifgebiet West

Die Länder Hessen (seit
2004) und Berlin (seit Mit-
te der 90er Jahre) sind
nicht Mitglied der TdL.
Hier gelten gesonderte Ta-
rifverträge:

Hessen hat 2009 eine
Erhöhung um 3,0 Prozent
vereinbart.

In Berlin gilt der so ge-
nannte Anwendungs-Ta-
rifvertrag, wonach die Ge-
hälter gegen Arbeitszeit-
verkürzung je nach Vergü-
tung um 8, 10 oder 12 Pro-
zent abgesenkt wurden.

Ende 2008 wurden ver-
einbart, die Gehälter um
den Sockelbetrag in Höhe
von 65 Euro ab 1.6.2009
anzuheben. Zurzeit stehen
weitere Verhandlungen
an.

Alberdina Körner/
Hans Adams
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Die A+A ist die weltweit größte und wichtigste Fachmesse mit Kongress
für alle Facetten von Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit mit zahlreichen
Sonderschauen und Informationsveranstaltungen. Die humanitäre wie
auch ökonomische Notwendigkeit einer sicheren, gesunden und
menschengerechten Gestaltung der Arbeit wird in vielen Unternehmen
zwar akzeptiert, dennoch fehlt es oft an praktikablen Lösungen.
Insbesondere bei der Beurteilung möglicher Gefahren.

A+A KONGRESS 2009

 Innovationen für sichere und
gesunde Unternehmen

Arbeitsbezo-
genen Risiken
und Gefahren er-
fordern innovati-
ve Vorgehens-
weisen, die nicht
immer auf ge-
setzliche Grenz-
werte und Min-
destanforderun-
gen beschränkt
sind, sondern ins-
besondere auch
das Erkennen
von Ursache-
Wirkungszusam-
menhängen vor-
aussetzen.

Dabei kommt
einer funktionie-
renden inner-
und überbetrieb-
lichen Kommu-
nikation, dem
Wissenstransfer sowie der Mitarbeiter-
partizipation besondere Bedeutung zu. Sie
ermöglicht es, die betrieblichen Entwick-
lungschancen im Sinne eines kontinuier-
lichen Verbesserungsprozesses zu antizi-
pieren und effektiv gestaltbar zu machen.

In den Veranstaltungen des A+A Kon-
gresses 2009 soll das Leitthema unter wirt-
schaftlichen, gesellschaftlichen und tech-
nologischen Aspekten beleuchtet werden.
Bereits im Vorfeld, bei der Auswahl der
konkreten Themen, wurde daher beson-
deres Augenmerk auf Vorträge, Diskussi-
onen und andere Veranstaltungsformen
gelegt, die neue Strategien, moderne
Managementansätze, innovative Produkt-
konzepte und diesbezügliche Forschungs-
und Entwicklungsaktivitäten zum Inhalt
haben.

Veranstalter des A+A Kongresses ist
die Bundesarbeitsgemeinschaft für Sicher-

heit und Gesundheit bei der Arbeit (Basi)
e.V. Unter dem Dach der Basi arbeiten 76
Institutionen und nationale Spitzenorga-
nisationen auf dem Gebiet des Arbeits-
und Gesundheitsschutzes auf freiwilliger
Grundlage zusammen. Hierzu gehören
Ministerien des Bundes und der Länder,
staatliche Stellen, Sozialpartner, Unfall-
und Krankenversicherungsträger, Be-
rufs-, Fach- und Wissenschaftsverbände.

Die A+A mit ihren vier Bestandteilen
(Internationaler A+A Kongress, Interna-
tionale Fachmesse, Treffpunkt Sicherheit
+ Gesundheit und A+A Forum) bietet
folgende Themenfelder an:

1: Übergreifende Fragestellungen der
Prävention

2: Gesundheit
3: Spezifische Gefährdungen und Belas-

tungen
4: Sicherheitstechnik, Persönliche Schutz-

ausrüstungen, Brandschutz
5: Branchenschwerpunkte
 (Detaillierte Angaben sind unter

www.aplusa-online.de zu finden.)

Betriebs- und Personalräte mit Entsen-
debeschluss ihres Gremiums können an
geeigneten Veranstaltungen des Kongres-
ses oder des Forums teilnehmen. Kosten-
träger ist in diesem Fall der Dienstherr.

Die GdP ist am DGB-Stand (Treff-
punkt Sicherheit und Gesundheit, Halle
10, Stand F 50) mit einem Ansprech-
partner über die gesamte Messe vertre-
ten. Frank Richter, zuständiges Mitglied
für Arbeitsschutz im Geschäftsführenden
Bundesvorstand der GdP, steht den Kol-
leginnen und Kollegen am Mittwoch, dem
4.11., von 9 bis 12 Uhr (DGB-Stand) Rede
und Antwort zu Fragen des Arbeitsschut-
zes bzw. des Engagement des GdP in die-
sem Bereich.

hjm
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Modellprojekt gegen Ausgrenzung
Schon in den Grundschulen werden in Deutschland Bildungschancen un-
gleich verteilt – und damit die Saat gelegt zur sozialen Spaltung der Ge-
sellschaft. Eine Schule in Münster, am Standort der Hochschule der Poli-
zei, versucht einen anderen Weg zu gehen.

Münster in Westfalen ist
eine reiche Stadt, geprägt von
Behörden, Versicherungen und
einer der größten Universitä-
ten der Republik. Rund um
den Kern der 280.000-Einwoh-
ner-Kommune liegen bürgerli-
che Wohngebiete, die von Ein-
familienhäusern geprägt sind.
„Dort gehen fast alle Schüler
auf das Gymnasium”, sagt
Reinhard Stähling, der in ei-
nem dieser Viertel aufgewach-
sen ist. Heute leitet der 53-jäh-
rige Pädagoge die Grundschu-
le Berg Fidel. Das Hochhaus-
viertel liegt nicht weit entfernt
vom Stadtteil Hiltrup, wo die
Hochschule der Polizei, früher
Polizeiführungsakademie ge-
nannt, ihren Sitz hat. Der fröh-
lich klingende Name Berg Fi-
del täuscht – zumindest für
Münsteraner Verhältnisse han-
delt es sich um einen sozialen
Brennpunkt. Die Grund-
schüler kommen aus 30 Natio-
nen, viele aus Flüchtlings-
familien. „Wir sind froh, dass
wir keine Analphabeten entlas-
sen – und stolz, wenn es ein Drittel unserer
Kinder auf das Gymnasium schafft”, berich-
tet Schulleiter Stähling.

Seit 2007 können Eltern in Nordrhein-
Westfalen – wie in Bayern, Baden-

Württemberg und den meisten ostdeut-
schen Bundesländern – nicht mehr frei wäh-
len, wohin sie ihren Nachwuchs nach der
Grundschule schicken. Der Zugang zu hö-
herer Bildung ist blockiert, wenn der Noten-

durchschnitt nicht reicht
oder die Lehrkräfte kei-
ne positive Empfehlung
aussprechen. „Für unse-
re Kolleginnen ist das
eine große Herausforde-
rung”, sagt Ulf Rödde,
Sprecher der Gewerk-
schaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW):
„Sie wollen Schüler aus

Schulleiter Reinhard
Stähling schlägt für sei-
nen Stadtteil das ge-
meinsame Lernen bis zur
zehnten Klasse ohne
Schulwechsel vor.

Barbara Wenders, Lehrerin der Sonnenblumen-Klasse in Berg Fidel, beim Unterricht.

schwierigen Familien integrieren, müssen
aber gleichzeitig selektieren.” Schauen die
Pädagoginnen neben den Zensuren auch
auf das private Umfeld, verschlechtern sie

unfreiwillig die Chancen von Kindern aus
sozial schwachen Verhältnissen – etwa wenn
sie berücksichtigen, dass Eltern aus der
Mittelschicht eher beim Lernen helfen und
teure Nachhilfe finanzieren können.

40 Prozent kommen ohne
Frühstück

Acht Uhr morgens in Münster-Berg Fi-
del. Die Kinder betreten ihre Schule, die ein
wenig an eine Kindertagesstätte erinnert.
Die „Sonnenblumen”, eine von vier Klas-
sen mit Unterricht auch am Nachmittag, ver-
teilen sich auf mehrere Räume mit verschie-
denen pädagogischen Angeboten. Die
Sechs- bis Zehnjährigen werden hier alters-
übergreifend betreut, und stets von mehr als
einer Person: Neben der Klassenlehrerin ge-
hören eine Sonderpädagogin sowie studen-
tische Honorarkräfte zum Team, manchmal
auch noch eine Erzieherin. Im Hintergrund
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erklingt leise Klaviermusik. Es gibt keine
Sitzordnung, keinen Frontalunterricht;
stattdessen steht die so genannte „freie Ar-
beit” auf dem Stundenplan. An der Wand
hängen Regeln, eine lautet „Probleme erst
selber lösen”. Die Pädagoginnen gehen von
Kind zu Kind, geben Tipps und Hilfestel-
lung, motivieren jene, die sich besonders
schwer tun. Vor der Pause auf dem Schul-
hof treffen sich alle zum „Bankkreis”, prä-
sentieren das, womit sie sich beschäftigt ha-
ben, loben andere und hören Kritik.

Schulleiter Reinhard Stähling orientiert
sich an reformpädagogischen Konzepten. In
einem Praxisbuch wirbt er für eine „inklu-
sive Grundschule”, die sozial Schwache
nicht ausgrenzt. Über seine Zielgruppe weiß
er genau Bescheid. „Wenn wir Hausbesu-
che im Viertel machen, gibt es oft überhaupt
keine Bücher in der Wohnung – und der
Fernseher läuft die ganze Zeit.” Eine Be-
fragung in Kooperation mit den drei Kin-
dergärten des Stadtteils fand heraus, dass
„vierzig Prozent der Schüler ohne Frühstück
hier ankommen”. Weitere Ergebnisse: Fast
ein Viertel der Kinder hat eine schwer ver-

ständliche Aussprache, genauso viele haben
„motorische Defizite”. Bei zwei von fünf
Schülern besteht „zahnärztlicher Behand-
lungsbedarf”, bei drei Viertel „Förderbedarf
in deutscher Sprache”.

Lotterie mit Bildungschancen

Gängige Diagnosen wie „verhaltensauf-
fällig” und „lernbehindert” hält GEW-Mit-
glied Stähling für bequeme Etiketten, mit
denen „Kinder aus Brennpunkt-Familien

schon in jungen Jahren abgedrängt werden”.
In diesen Kontext gehört für den Gewerk-
schafter auch das System der Schul-
empfehlung, die sich für Kinder wie Lehr-
kräfte zu einer enormen
psychischen Belastung ent-
wickelt hat. Schon im No-
vember beginnt die Eltern-
beratung der Viertklässler,
in der Weihnachtszeit ist
die Wahl der künftigen
Schule Thema in vielen Fa-
milien. In den folgenden
Monaten fallen dann –
häufig kaum umkehrbare
– Entscheidungen. Das
Ganze sei ein „echtes Är-
gernis”, sagt Barbara Wen-
ders, Lehrerin der Sonnen-
blumen-Klasse in  Berg Fi-
del. Vor allem die Kinder
aus Migrantenfamilien
sind ihrer Ansicht nach im
Alter von neun oder zehn
Jahren „noch nicht stabil
genug”.

Ob sie das frühe Aussor-
tieren ablehnen oder nicht,
die Pädagoginnen haben ein Urteil abzuge-
ben, dass das ganze weitere Leben prägt.
Wenders spricht von einem „Lotteriespiel”,
Schulleiter Stähling von einem „unauflös-
baren Zwiespalt”, weil „wir die Realität des
Gymnasiums akzeptieren müssen”. „Gera-
de die ausländischen Familien wundern sich
über unser starres Schulsystem”, weiß
Barbara  Wenders aus Gesprächen mit El-
tern. Zwar behaupten Schulämter und Mi-
nisterien, jede Bildungslaufbahn sei zu kor-
rigieren. Wie die Ergebnisse der Pisa-Studi-
en belegen, ist die Aufteilung in Hauptschu-
le, Realschule und Gymnasium aber wenig
durchlässig und entfaltet soziale Spreng-
kraft.

Unbewusste Diskriminierung

Für die Stadt Wiesbaden hat der Mainzer
Soziologe Alexander Schulze in einer Un-
tersuchung festgestellt, dass vier von fünf
Schülern aus der Ober- und Mittelschicht,
aber nur jedem sechsten Unterschichtskind
geraten wurde, auf die höhere Schule zu
wechseln. In die Entscheidung „spielen Fak-
toren hinein, die nicht direkt mit der Leis-
tung zu tun haben”, betont Schulze. „Der
Lehrer kennt die Eltern, er kann abschät-
zen, welche Hilfe ein Kind zu Hause be-
kommt.” Die weiterführenden Schulen sei-
en eigentlich verpflichtet, die Folgen der
„unbewussten Diskriminierung” durch
Sprachkurse oder Hausaufgabenbetreuung

zu kompensieren. Doch „für Migranten-
kinder oder Lernbehinderte fühlt sich dort
niemand verantwortlich”, berichtet Markus
van Eck, der als Sozialpädagoge an der

Grundschule Münster-Berg Fidel arbeitet.
Auf den gemeinsamen Jahrgangstufen-
konferenzen mit Gymnasien oder Realschu-
len, so van Eck, „kriegen wir kaum Unter-
stützung”.

Der Dortmunder Schulentwicklungs-
forscher Wilfried Bos hält „Korrekturen der
Weichenstellung” nach der vierten Klasse
für „ausgesprochen selten”. „Maurer oder
Manager, das zeichnet sich bereits mit dem
Ende der Grundschulzeit ab”, stellt er tro-
cken fest. Nach Erhebungen des Deutschen
Studentenwerks werden aus Akademiker-
kindern in 83 von 100 Fällen selbst Akade-
miker. Umgekehrt sind Kinder von
Sozialhilfeempfängern besonders häufig ge-
fährdet, später selbst staatliche Gelder be-
anspruchen zu müssen.

Die Rechte der Familien sind je nach
Bundesland verschieden. In Bayern ent-
scheiden allein die Noten, einen Durch-
schnitt von 2,33 im „Übertrittszeugnis”
braucht es dort für das Gymnasium. Kinder
in Nordrhein-Westfalen müssen einen
dreitägigen „Prognoseunterricht” erfolg-
reich absolvieren, wenn sie gegen den Wil-
len der Lehrer nach oben wechseln wollen.
Der Stress wächst, schon in der Grundschule
werden inzwischen landesweite Leistungs-
vergleiche angestellt. Vor allem „die sehr
ehrgeizigen russischen Eltern”, so die Er-
fahrung der Münsteraner Pädagogin
Barbara Wenders, fragen ab der ersten Klas-

SOZIALER BRENNPUNKT SCHULE

Das geltende Regelwerk.
           Fotos: Jürgen Seidel

Klassenlehrer Trond Weishaupt mit Zöglingen.
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Spaß im Englischunterricht mit Lehrerin Kai Roitzsch.

SOZIALER BRENNPUNKT SCHULE

se nach, „ob ihr Kind denn auf die höhere Schule gehen kann”.
„Wenn sie es unbedingt wollen, schreibe ich bei der Empfeh-

lung eben Gymnasium hin”, erzählt ihre Kollegin Margarete
Hoerster von der Grundschule Berg Fidel. Manche Eltern versu-
chen bereits im Kindergarten, ihren Nachwuchs auf Leistung zu
trimmen. „Man sollte den schulischen Druck zu Hause nicht noch
erhöhen”, warnt dagegen der Kölner Schulpsychologe Andreas
Heidecke. Die Vorstellungen und Wünsche der Erwachsenen sei-
en nicht unbedingt realistisch, so Heidecke: „Kinder haben häufig
eine bessere Einschätzung über ihre Fähigkeiten als die Eltern”,
glaubt auch Grundschulpädagogin Hoerster.

Gemeinsames Lernen

Eingezwängt zwischen elterlichen Ansprüchen, kindlichen Be-
dürfnissen und bildungspolitischen Vorgaben fühlen sich die Lehr-
kräfte überfordert. „Sie müssen im Grunde etwas Unmögliches
leisten”, kommentiert Frank Nonnenmacher, der an der  Universi-
tät Frankfurt am Main Didaktik unterrichtet. Schule sollte eigent-
lich ein Ort der gegenseitigen Anerkennung sein, „während die
Lehrer qua System die Kinder in Konkurrenz zueinander treiben”.
Die soziale Gliederung werde „in Kauf genommen”, glaubt auch
Jürgen Baumert, Direktor am Berliner Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung und Mitverfasser der Pisa-Vergleichstudien. Je
früher Schüler auf verschiedene Schultypen verteilt werden, desto
geringer sei „das Zeitfenster, um Unterschiede auszugleichen”.

Die GEW hat auf ihrem letzten Gewerkschaftstag gefordert, „das
selektive hierarchische Bildungssystem zu einem inklusiven
Bildungssystem ohne Diskriminierung weiter zu entwickeln”. Es
sei stressig, so früh eine verbindliche Schulempfehlung auszuspre-
chen, kritisiert Michael Schulte vom Landesverband Nordrhein-
Westfalen. Von einem „Damoklesschwert”, das über seinen Kolle-
ginnen hänge, spricht der Münsteraner Schulleiter Reinhard
Stähling. Nach seiner Erfahrung haben die beteiligten Pädagogen
einen großen Beratungsbedarf. „Deshalb macht jedes Klassenteam
regelmäßig eine Supervision in Zusammenarbeit mit dem schul-
psychologischen Dienst.”

Als Perspektive für seinen Stadtteil schlägt Stähling das gemein-
same Lernen bis zur zehnten Klasse ohne Schulwechsel vor. „Un-
sere Eltern beklagen die kurze Dauer der Grundschule”, berichtet
der Pädagoge: „Die Kinder aus schwierigen Familien haben nicht
genug Zeit, ihre sprachlichen und sozialen Kompetenzen zu entwi-
ckeln.” Überschaubare Schulen, die Aufgaben der Jugendhilfe mit
übernehmen und sich als Zentrum für Familienberatung verste-
hen, seien das „Zukunftsmodell besonders im sozialen Brenn-
punkt”.

Ein engagierter Arbeitskreis im Kollegium hofft, für das Kon-
zept des „offenen inklusiven Unterrichts” von Stadt und Landes-
regierung grünes Licht zu bekommen: Die Chancen stehen nicht
schlecht, schließlich hat Nordrhein-Westfalens Bildungsministerin
Barbara Sommer den einzelnen Schulen mehr Autonomie verspro-
chen. Die Lehrerin Kai Roitzsch, die von einer Hamburger Haupt-
schule kommt und an der Grundschule in Münster vor allem Eng-
lisch unterrichtet, wünscht sich „für und unsere Kinder, dass es nach
der vierten Klasse gemeinsam weitergeht in Berg Fidel”.

Thomas Gesterkamp

Kontakt
Grundschule Berg Fidel, Hogenbergstraße 160, 48153 Münster.
Telefon 0251-787568,
www.ggs-bergfidel.de

Buchhinweis
„Du gehörst zu uns” – Inklusive Grundschule. Ein Praxisbuch für
den Umbau der Schule, Reinhard Stähling, Schneider Verlag, 2009,
183 Seiuten, 18 Euro, ISBN 978-3-834005434
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„Sitzenbleiben“ ist teuer und unwirksam
Sitzenbleiben ist laut einer Studie der Bertelsmann Stiftung teuer und un-
wirksam. Knapp eine Milliarde Euro geben die deutschen Bundesländer ins-
gesamt jährlich für Klassenwiederholungen aus. Das hat der Bildungsfor-
scher Klaus Klemm im Auftrag der Stiftung berechnet. Dieses Geld ist offen-
kundig schlecht angelegt: Die Untersuchung macht deutlich, dass Sitzen-
bleiben pädagogisch wirkungslos ist.

Der Studie des renom-
mierten Bildungsforschers
zufolge betragen die jähr-
lichen Gesamtausgaben
für Klassenwiederho-
lungen in Deutschland 931
Millionen Euro. Die Be-
rechnung umfasst die zu-
sätzlichen Personalaus-
gaben für die Schulen und
die Schulverwaltung, den
laufenden Sachaufwand
sowie die Investitionsaus-
gaben differenziert nach
jedem einzelnen Bundes-
land. Die Studie berück-
sichtigt dabei auch die un-
terschiedlichen Verfahren
der Zuweisung von Leh-
erstellen (Klassenbezug
oder Schülerzahlenbezug)
in den Bundesländern.

Klemm belegt zudem
anhand jüngerer For-
schung, dass Sitzenbleiben
keine Verbesserung der
schulischen Leistungen bei
den Klassenwiederholern
bewirkt. Doch auch die im
Klassenverbund verbliebenen Schüler
haben offenkundig nichts davon, dass die
Schwächeren nicht versetzt und die Leis-
tungsfähigkeit in der Klasse dadurch ho-
mogener wird.

„Die Studie macht deutlich, dass wir auf
unnötige Klassenwiederholungen verzich-
ten sollten. Klassenwiederholungen sind
keine Lösung. Statt einer frühen schüler-
orientierten Förderung verschieben wir
den Zeitpunkt wirksamer Unterstützung
und verpassen ihn dabei“, unterstreicht
Dr. Jörg Dräger, Vorstandsmitglied der
Bertelsmann Stiftung. „Klassenwieder-
holungen sollten eine Ausnahme beis-
pielsweise für den Fall langwieriger Er-
krankungen sein.“ Die Milliarde, die
das Sitzenbleiben jährlich koste, könne er-
heblich besser investiert werden, so
Dräger, der für die Bildungsprojekte der
Stiftung verantwortlich ist. Viel sinnvol-
ler sei es, mit dem Geld die individuelle

Förderung an den Schulen voran zu brin-
gen: „Jeder Schüler lernt anders. Dieser
Tatsache müssen wir stärker in unseren
Schulen Rechnung tragen und Konzepte
zur individuellen Förderung entwickeln.
Andere Länder sind auf diese Weise bei
der Bildung erfolgreicher als wir.“

Klassenwiederholungen sind nämlich
nach wie vor eine beliebte pädagogische
Maßnahme in deutschen Schulen. Laut
der Studie der Bertelsmann Stiftung muss-
ten im Schuljahr 2007/08 etwa eine
Viertelmillion der Schüler allgemein bil-
dender Schulen eine Klasse wiederholen.
Dabei gibt es zwischen den Bundeslän-
dern große Unterschiede. Während sich
die Wiederholerquote beispielsweise in
Baden-Württemberg auf 1,7 Prozent be-
lief, waren es in Bayern 3,6 Prozent.

Auch zwischen den Schularten gab es
eine erhebliche Spannweite im Bereich
der Klassenwiederholungen: In den

Grundschulen lag die Wiederholerquote
bei 1,3 Prozent, in den Realschulen hin-
gegen bei 5,0 Prozent. Insgesamt wird laut
PISA-Studie (2003) in keinem anderen
Land vom Sitzenbleiben so häufig Ge-
brauch gemacht wie in Deutschland: 23,1
Prozent der Fünfzehnjährigen haben im

Laufe ihrer Schulzeit schon mindestens
einmal eine Klasse wiederholt.

Sitzenbleiben ist zudem in den Köpfen
vieler Eltern und Lehrkräfte nach wie vor
ein fester Bestandteil des deutschen
Schulsystems. Nach einer FORSA-Umfra-
ge aus dem Jahr 2006 schätzen 66 Prozent
der Deutschen das Sitzenbleiben als sinn-
voll ein und wollen es als pädagogische
Maßnahme beibehalten. Eine Abkehr von
dem Instrument der Klassenwiederholung
ist also noch nicht in Sicht, auch wenn in
einzelnen Bundesländern und Schulen
durchaus ein Umdenken eingesetzt hat.
Dass Sitzenbleiben wirkungslos ist, ist
aber offenkundig noch nicht angekom-
men. „Das muss sich ändern, denn wir
gehen weder mit der Lebenszeit und dem
Entwicklungspotenzial der Kinder noch
mit den öffentlichen Mitteln verantwor-
tungsvoll um“, so Dräger.

PM Bertelsmann Stiftung/red.
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VELSPOL-BUNDESSEMINAR

Flotter Dreier fürs Grundgesetz
– Queer denken in der Polizei –

Unter dem Motto „Queer denken in der Polizei“ (queer = homosexuell), tra-
fen sich 2009 aus dem gesamten Bundesgebiet und sogar den Nachbarlän-
dern Österreich und der Schweiz zahlreiche Kolleginnen und Kollegen vom
5.-9.8.2009 in Hamburg zum 16. Bundesseminar des Bundesverbandes les-
bischer und schwuler Polizeibediensteter (VelsPol Deutschland e.V.). Es
galt, sich mit der gesellschaftlichen Toleranz gegenüber unserer Homosexu-
alität, insbesondere der im Kollegium auseinanderzusetzen.

Das Ergebnis der moderierten Gesprä-
che und der persönlichen Berichte aus dem
Dienstalltag ließ auch 2009 erkennen, dass
schwule und lesbische Kolleginnen und
Kollegen nach wie vor mit Intoleranz zu
kämpfen haben.

Neben dem Austausch persönlicher Er-
fahrungen hielt die Teilnehmer ein straffes
Programm in Atem. Als besonders beein-
druckend empfanden alle Seminarteil-
nehmer die Darstellungen des Referenten
Dr. Gottfried Lorenz, der mit bestechender
Kompetenz und fundiertem Hinter-
grundwissen die Verfolgung Homosexuel-
ler während der NS-Zeit und das Leben
danach skizzierte, das in Deutschland noch
bis in die 70er Jahre von Angst vor straf-
rechtlicher Konsequenz geprägt war. Im
Anschluss an den Beitrag erörterten Herr
Bollmann und Herr Dr. Gottfried Lorenz
im Rahmen eines Stadtrundganges einzel-
ne, hinter den 69 in der Hamburger Neu-
stadt verlegten Stolpersteinen stehende

Geschichten. Insgesamt sind in Hamburg
256 Steine im Gedenken an die homosexu-
ellen Opfer des NS-Regimes verlegt. Eine
Lesung aus dem Buch „Der Bibuka“, das
von den sozialen Problemen eines türki-
schen Kollegen im deutschen Polizeialltag
erzählt, bezeugte, dass auch andere Minder-
heiten noch immer mit Vorurteilen zu kämp-
fen haben.

Mit Blick auf die Bundestagswahl 2009
standen Vertreter von CDU, SPD, GAL und
FDP den Seminarteilnehmern Rede und
Antwort. Alle Parteien sicherten zu, einem
Antrag auf Ergänzung des Artikels 3 des
Grundgesetzes um den Zusatz „Sexuelle
Identität“ zuzustimmen. Den Höhepunkt
der Veranstaltung bildete die Teilnahme der
Verbandsmitglieder am Christopher Street
Day (CSD) in Hamburg. Mit unserem ei-
genen Slogan unterstützten wir die Haupt-
forderung der Veranstaltung „Flotter Drei-
er fürs Grundgesetz“, die die Aufnahme der
sexuellen Identität in den Artikel 3 des

Grundgesetztes und damit die Gleichstel-
lung Homosexueller forderte.

Trotz laufenden Zuwachses, dessen sich
der Bundesverband erfreut, steht fest, dass
sich noch immer der Großteil gleichge-
schlechtlich orientierter Kolleginnen oder
Kollegen nicht traut, sich im Kollegenkreis
zu offenbaren. Ein Missstand, den es in den

kommenden Jahren zu
beheben gilt.

Ausdrücklich zur Un-
terstützung aufgefordert
sind alle Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter,
aber auch Vorgesetzte
und Behörden. Betroffe-
nen Kollegen stehen
heute in einigen Behör-
den bereits Ansprech-
partner für gleichge-
schlechtliche Lebens-
weisen zur Verfügung,
vermitteln zwischen Be-
troffenen und greifen
denjenigen unter die
Arme, die antihomo-
sexuelle Gewalt erfah-
ren.

Bedauerlich an dieser
Stelle ist das Fehlen der
Hamburger Gewerk-
schafts- und Behörden-
vertretern zu erwähnen.

Weitere Informationen unter
www.velspol.de oder www.velspol-bw.de

Tobias Haak und Karen Seiter
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Mit dem folgenden Bericht möchte ich all den Kollegen, die sich bei den
zahlreichen Typisierungsaktionen der Polizei in die Deutsche
Knochenmarkspenderdatei (DKMS) haben aufnehmen lassen, schildern,
welche Zweifel einen begleiten, wenn es tatsächlich zu einer Anfrage
kommt. Ich möchte aber auch darüber informieren, wie Knochenmark
entnommen wird und wie man sich fühlt, wenn ein fremder Mensch ei-
nem mitteilt, man habe ihm das Leben gerettet.

Die Typisierung

Alina – so heißt das Mädchen, das dafür
verantwortlich ist, dass ich mich typisieren
und in die DKMS habe aufnehmen lassen.
Im Nachhinein betrachtet, ist sie dafür ver-
antwortlich, dass Dominik einen
Knochenmarkspender gefunden hat …

Am 12. November 2004, es war ein Frei-
tag, rief die DKMS, unterstützt von der
örtlichen Presse zu einer großen Typisie-
rungsaktion im Gutenberg-Gymnasium in
Mainz auf, um einem todkranken kleinen
Mädchen eine Chance auf Heilung und
damit auf ein neues Leben zu geben. Alina
war an Leukämie erkrankt und konnte nur
durch eine Stammzellentransplantation
gerettet werden. Laut DKMS wurden an
diesem Tag durch den Einsatz unzähliger
Rettungssanitäter 1.864 neue potentielle
Spender in die Datei aufgenommen; nicht
nur für Alina, sondern auch für andere
Patienten.

Mit meinen beiden Brüdern fuhr auch
ich in das Gutenberg-Gymnasium. Zu die-
sem Zeitpunkt hatte die Typisierung für
uns wohl eher den Zweck, das eigene Ge-
wissen zu beruhigen und von sich selbst
sagen zu können, man habe zumindest
versucht, dem kleinen Mädchen zu helfen.
Dass man tatsächlich als Knochenmark-
spender in Betracht käme, daran glaubte
von uns Dreien niemand. Schließlich war
die Wahrscheinlichkeit verschwindend ge-
ring.

Juni 2006

Ich erinnere mich noch gut an diesen Tag
im Sommer 2006. Es war brütend heiß
draußen und ich genoss den Sommerurlaub
während des Grundstudiums II, als ich im
Briefkasten einen Brief der DKMS auf-
fand. Zunächst überlegte ich kurz, diesen
ungelesen in den Papierkorb zu schmeißen,
da es sich aus meiner Sicht eigentlich nur

um Werbung handeln konnte.
„Sehr geehrter Herr Zindel, … wurde

festgestellt, dass Sie mit einem Patienten,
für den ein Stammzellenspender gesucht
wird, in mehreren Gewebemerkmalen
übereinstimmen. Bitte melden Sie sich te-
lefonisch unter folgender Rufnummer.“

Ich muss zugeben, dass mich dieser Satz
zunächst vollkommen aus der Bahn warf
und ich anfangs in Erwägung zog, auf den
Brief überhaupt nicht zu reagieren. Die
Angst und Unsicherheit, was da auf mich

zukommen konnte, war enorm. Mit einer
realen Knochenmarkentnahme hatte ich
mich, wie wohl viele andere auch, die zu
einer Typisierungsaktion gehen, überhaupt
nicht auseinander gesetzt.

Auf der Gegenseite der Angst und der
Unsicherheit stand jedoch meine Überle-
gung: „Wie würde es dir gehen, wenn man

dir sagt, dass es einen Spender gäbe, der
sich jedoch nicht gemeldet hat?“. Ich wähl-
te die angegebene Rufnummer.

Eine freundliche Mitarbeiterin der
DKMS erklärte mir, es sei notwendig, er-
neut eine Blutprobe zu nehmen, um eine
so genannte „Feintypisierung“ durchfüh-
ren zu können. Hierbei würden die Grund-
muster, in denen Patient und potentieller
Spender übereinstimmen, näher unter-
sucht. Für eine Transplantation benötige

DEUTSCHE KNOCHENMARKSPENDERDATEI

Hoffnung und Zweifel
 Meine Knochenmarkspende

Geschafft:  Matthias Zindel unmittelbar nach der Entnahme der Stammzellen im
Universitätsklinikum Dresden.



10 – 2009 Deutsche Polizei   33

man fast einen „genetischen Zwilling“. Die
Wahrscheinlichkeit, dass ich auch nach der
Feintypisierung noch zu dem Patienten
passe, liege bei lediglich 30 %, so die Mit-
arbeiterin. Vermutlich komme es gar nicht
zu einer Spende.

Einige Tage später hatte ich ein komplet-
tes Typisierungs-Set im Briefkasten, mit
dem ich dann zu meinem Hausarzt ging,
um mir dort das benötigte Blut abnehmen
zu lassen.

Juli 2006

Einige Wochen nach der Feintypisierung
erhielt ich einen Anruf von einer anderen
Mitarbeiterin der DKMS: Die Fein-
typisierung habe die genetischen Überein-
stimmungen bestätigt. Der Patient habe
großes Glück. Man habe sogar zwei pas-
sende Spender gefunden, wobei ich aus
medizinischen Gründen am besten geeig-
net sei.

Mir war klar, dass es jetzt kein Zurück
mehr gab. Ich erklärte mich einverstanden.
Mittlerweile hatte ich mich im Internet auf
der Homepage der DKMS (http://
www.dkms.de) auch über die verschiede-
nen Methoden einer Stammzellenspende
informiert.

Zunächst wollte ich eigentlich nur für
eine „periphere Stammzellentnahme“ zur
Verfügung stehen, bei der sich der Spen-
der einige Tage einen hormonähnlichen
Stoff spritzt, der dafür sorgt, dass die
Stammzellen vermehrt im Blut vorhanden
sind. Anschließend werden diese dann ähn-
lich einer Blutspende in einem
fünfstündigen Prozess aus dem Blut gefil-
tert und der Spender kann wieder nach
Hause gehen. Schließlich wollte ich im Stu-
dium nichts verpassen, da die Zwischen-
prüfung bald anstand. Daher sollte die
Entnahme auch heimatnah und am besten
am Wochenende durchgeführt werden.

Die Mitarbeiterin der DKMS erklärte
mir jedoch, dass aufgrund der schweren
Erkrankung des kleinen Patienten aus me-
dizinischer Sicht eine operative
Knochenmarkentnahme erwünscht sei, die
stationär in einem Krankenhaus vorge-
nommen werden müsse. Auch könne die
Zwischenprüfung wegen des kritischen
Zustandes des Patienten nicht mehr abge-
wartet werden. Zudem gäbe es derzeit im
Mainzer Umkreis keine Klinik, die für eine
Entnahme noch Termine freihabe, daher
sollte ich nach Dresden fliegen.

Ich muss zugeben, dass ich zu diesem
Zeitpunkt Zweifel hatte, ob ich das Alles

mitmachen sollte. Natürlich spielte die Auf-
regung vor der bald anstehenden Zwi-
schenprüfung bei meinen Überlegungen
ebenfalls eine Rolle. Ich dachte aber auch
an die Hoffnung, die dem Patienten ge-
macht wurde, und an die Zeit, die ihm zer-
rinn. Letztendlich waren meine Probleme
unerheblich im Vergleich zu dem, was dem
Patienten wohl widerfahren war und bei
einer Absage meinerseits noch widerfah-
ren könnte.

Der große Gesundheits-Check

Einige Wochen vor der eigentlichen
Entnahme des Knochenmarktes war es
dann soweit. Die DKMS hatte für mich ei-
nen Hin- und Rückflug nach Dresden ge-
bucht. Am Morgen musste ich im dortigen
Universitätsklinikum nüchtern zur
Kontrolluntersuchung erscheinen, bei der
versucht wurde, die Risiken der Knochen-
markentnahme abzuschätzen und zu mi-
nimieren. Zunächst wurden mir 20 Ampul-
len á 10 ml Blut abgenommen, um dieses
auf alle möglichen Faktoren und Krank-
heiten zu untersuchen. Anschließend wur-
de ein Ultraschall des Bauchraumes durch-
geführt, bevor ich dann zum EKG ge-
schickt wurde. Daraufhin wurde der Brust-
korb noch geröntgt. Um den Blutverlust
nach der Knochenmarkentnahme kom-
pensieren zu können, musste ich noch 500
ml Eigenblut abgeben. Die Gespräche mit
dem Anästhesisten und dem Arzt, der
letztendlich für die Entnahme zuständig
war, beendeten den Tag im Universitäts-
klinikum Dresden.

Dieser, aus meiner Sicht kostenlose und
allumfassende Gesundheits-Check, bei
dem wohl jede Krankheit erkannt worden
wäre, dauerte ca. acht Stunden.

Nachdem mir der Taxi-Fahrer auf dem
Rückweg noch die gesamte Geschichte von
Dresden erzählte, landete ich abends
wieder in Frankfurt mit dem Wissen, kern-
gesund und geeignet für die Knochen-
markentnahme zu sein.

Der Tag X

Der 18. August 2006 war der Tag X. So
wird von den Ärzten der Tag genannt, an
dem die kranken Stammzellen des Patien-
ten gegen die gesunden des Spenders aus-
getauscht werden. Ca. eine Woche vorher
beginnt für den Patienten die Vor-
bereitungsphase, in der sein krankes Kno-
chenmark durch Chemo- und unter Um-
ständen auch durch Strahlentherapie kom-
plett zerstört wird. Ab diesem Zeitpunkt

kann der kranke Patient ohne nachfolgen-
de Übertragung gesunder Stammzellen
nicht überleben, so dass ein „Rückzug“ des
Spenders unweigerlich zum Tode des Pati-
enten führt.

Die DKMS hatte diesmal einen Hin-
und Rückflug für mich und eine Begleit-
person gebucht. Am Donnerstag, den 17.
August 2008, flog ich mit meinen Eltern
abends nach Dresden. Mein Vater hatte auf
eigene Kosten ebenfalls einen Flug ge-
bucht, so dass die beiden das Wochenende
noch gemeinsam dort verbringen konnten.
Im Universitätsklinikum angekommen,
wurde mir erneut Blut abgenommen, um
noch ein weiteres Mal die Risiken der Voll-
narkose zu minimieren.

Am nächsten Morgen wurde ich in den
Operationssaal gebracht, in dem mir dann
1.013 ml Knochenmark-Blut-Gemisch aus
dem Beckenknochen entnommen wurden.
Hierzu werden zwei ca. 2 mm lange Schnit-
te über dem Gesäß gesetzt, dann mit ei-
nem kugelschreiberähnlichen Gegenstand
nach und nach kleine Löcher in den Kno-
chen gedrückt, aus denen dann mit einer
Spritze die benötigte Menge des Gemischs
entnommen werden kann. Das entnomme-
ne Knochenmark bildet sich innerhalb von
zwei Wochen problemlos neu und es blei-
ben lediglich zwei winzige, fast unsichtba-
re Narben zurück. 13 ml von dem Gemisch
sollten für Forschungszwecke verwendet
werden, um Abstoßungsreaktionen des
Patienten näher erforschen zu können.
Dies war allerdings ebenfalls freiwillig und
bedurfte einer zusätzlichen Einwilligung.

DEUTSCHE KNOCHENMARKSPENDERDATEI
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Nach ca. anderthalb Stunden lag ich
dann wieder in meinem Zweibettzimmer
und konnte mich von der Operation erho-
len. Aufgrund des hohen Blutverlustes war
ich zunächst ziemlich geschwächt, was sich
allerdings nach der Gabe des beim Ge-
sundheits-Check entnommenen Ei-
genblutes wieder normalisierte. Die
Schmerzen nach der OP wurden mir von
der Mitarbeiterin der DKMS immer so be-
schrieben, als sei man mit dem Becken ge-
gen einen Tisch geknallt. Und so fühlte es
sich auch an. Die Schmerzen waren erträg-
lich und das Gefühl, einem anderen Men-
schen eventuell geholfen zu haben, ließ die
Schmerzen noch geringer erscheinen. Den
restlichen Tag verbrachte ich im Bett, wäh-
rend mir ein älterer Zimmerkollege unun-
terbrochen vom Krieg und der DDR er-
zählte und hierbei um mein Bett „mar-
schierte“.

Am nächsten Morgen wurde ich mit ei-
nem riesigen Blumenstrauß verabschiedet
und flog wieder zurück nach Frankfurt. Zu
diesem Zeitpunkt wusste ich nichts über
den Empfänger der Stammzellen, die wohl
noch am Tag der Entnahme, aus dem Ge-
misch gefiltert und nach Berlin geflogen
wurden, um sie dort Dominik zu transplan-
tieren.

Der Patient

Einige Monate nach der Knochen-
markentnahme erhielt ich einen anonymen
Brief über die DKMS, in dem mir der Pati-

ent dafür dankte, dass ich
sein Leben gerettet hat-
te.

Zunächst war es natür-
lich eine große Überra-
schung, dass das Kno-
chenmark in Deutsch-
land geblieben war. Da
die DKMS mit 1,8 Milli-
onen potentiellen Spen-
dern weltweit agiert, hät-
te die Spende genauso
gut auch in irgendein an-
deres Land geschickt
werden können.

Deutschland erlaubt
(wenn auch erst nach ei-
ner zweijährigen Warte-
zeit) ein persönliches
Kennen lernen zwischen
Patient und Spender. In
anderen Ländern ist
lediglich ein lebenslan-
ger, anonymer Kontakt
möglich. Wieder andere
Länder verbieten sogar
jeglichen Kontakt der
„genetischen Zwillinge“.

Nach zwei Jahren können Spender und
Patient dann ihre persönlichen Daten über
die DKMS austauschen. Hierbei müssen
beide ihr Einverständnis erklären. Heute
weiß ich, dass ich einem damals 18-jähri-
gen Jungen aus Berlin das Leben gerettet
habe, der ein paar Tage vor der Transplan-
tation sogar Geburtstag hatte. Dominik

beschreibt den Tag der Transplantation in
einer E-Mail an mich wie folgt:

„… Meine Mutter war bei mir und wir
warteten erwartungsvoll auf die Spende
aus Dresden. Am Abend ist sie dann auch
angekommen und wurde mir in einem
emotionalen Moment gegeben. Die
Spendengabe läuft im Gegensatz zur
Spendenentnahme sehr unspektakulär ab.
Das frische Knochenmark wird einfach wie

Rückflug nach Hause: Hoffnung, dass die Spende helfen
kann …                                                     Fotos: privat

DEUTSCHE KNOCHENMARKSPENDER-
DATEI
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eine Blutkonserve an die Vene angeschlos-
sen und gut ist. Den Weg zum Mark wer-
den die Zellen immer von selber finden.
…“

Dominiks Mutter schrieb mir:
„… Ich möchte dir von ganzem Herzen

danken. Du hast meinem Sohn sozusagen
das Leben gerettet. […] Am Tag der Trans-
plantation weinten wir. Ich war so überwäl-
tigt von dem mir damals noch unbekann-
ten Spender, dass er das für meinen Sohn
getan hat. …”

Dominik und ich konnten uns leider
noch nicht treffen. Wir haben es aber für

Ende des Jahres 2009 geplant. Schließlich
sind wir nun „genetische Zwillinge“. In den
Blut-Zellen haben wir dieselbe DNA, was
übrigens im Jahr 2008 in München zu ei-
ner bis dato einmaligen Entdeckung ge-
führt hat, deren Erkenntnisse zukünftig
wohl auch in die polizeiliche Ermittlungs-
arbeit miteinbezogen werden müssen: Dort
stellten Rechtsmediziner bei einer Leiche
im Blut weibliche und in allen anderen
Körperzellen männliche DNA fest, was
durch eine Knochenmarkspende verur-
sacht war.

Aufgrund meiner Erfahrungen kann ich
jeden Einzelnen nur ermutigen, sich

ebenfalls typisieren zu lassen und als
Stammzellenspender zur Verfügung zu ste-
hen. Gerne bin ich bereit, entsprechende
Fragen zu den genauen Abläufen näher zu
erläutern. Innerhalb der zwei Jahre nach
der Entnahme war ich noch für Dominik
„reserviert“, um im Notfall erneut für ihn
zu spenden. Nun habe ich mich jedoch
wieder „frei schalten“ lassen, um eventu-
ell für einen anderen krebskranken Men-
schen als Spender fungieren zu können.
Obwohl: Ist die Wahrscheinlichkeit, erneut
auf einen Patienten zu passen, nicht eigent-
lich viel zu gering?

Matthias Zindel

DEUTSCHE KNOCHENMARKSPENDERDATEI
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SENIOREN

motorisierten Kombi- und Limousinen-
modellen deutlich sinnvoller und praxis-
näher als die Schaffung einer „eierlegenden
Wollmilchsau“ im Van-Format, die zwar für
administrative Aufgaben ein Mehr an Kom-
fort bieten mag, dafür aber aus der takti-
schen Perspektive deutliche Schwächen
aufweist. Aus den Erfahrungen unserer
Dienststelle schöpfend, muss ich an dieser
Stelle sagen, dass sich beispielsweise das
aktuelle Passat-Modell in der Praxis bestens
bewährt hat und eine sehr hohe Akzeptanz
bei den Einsatzkräften genießt.

Die Problematik des MP-Faches ist in
dem Artikel bereits angesprochen worden;
nicht erwähnt worden ist hingegen die miss-
liche Tatsache, dass ein solches in vielen (al-
ten und neuen) Streifenwagen meines Bun-
deslandes überhaupt nicht vorhanden ist.
Die Konsequenz ist natürlich, dass in vielen
Dienststellen die MP nicht mit auf Streife
genommen, sondern in der Waffenkammer
gelassen wird, was den Wert dieses Einsatz-
mittels auf etwa Null reduziert. Insofern
sollte bei Fahrzeugneubeschaffungen
zunächst erstmal darauf gedrungen werden,
das ein solches Fach überhaupt eingebaut
wird (bzw. dass es für den bereits bestehen-
den Fuhrpark nachgerüstet wird).

Eine weitere Verbesserung, für die drin-
gender Bedarf besteht, wäre die Verwen-
dung von fahrzeugmontierten seitlichen
Suchscheinwerfern zum Ausleuchten von
Häusern und Grundstückseinfahrten im
Vorbeifahren. In US-amerikanischen Strei-
fenwagen ist dies längst gängige Praxis;
hierbei wird der Scheinwerfer über dem
Außenspiegel an der A-Säule montiert und
kann über einen mechanischen Hebel aus
dem Innenraum heraus einfach und schnell
verstellt werden.

Die Ausstattung der Fahrzeuge mit einem
fest montierten Datenfunk-Laptop für
INPOL-Abfragen, Einsatzvergabe und evtl.
grundlegende Sachbearbeitung wäre natür-
lich gleichfalls wünschenswert, jedoch ließe
sich das nicht ohne etliche Änderungen in
der IT-Struktur, dem Funknetz und der
datenschutzrechtlichen Situation des jewei-
ligen Bundeslandes bewerkstelligen. Tech-
nisch möglich ist es zweifelsohne, wie ein
kurzer Blick in andere Länder beweist.

H. Schmidt, per E-Mail

Ich fand die Ausführungen interessant
und informativ. Aber aus meiner Sicht ist
auf ein sehr großes Problem, zumindest bei
uns in Sachsen, kaum eingegangen wurden.

Wir haben das Problem, dass uns der gute
Dienstherr nur Streifenwagen mit unteren
Motorisierungen zur Verfügung stellt. Bei

Ich weiß nicht, welche Opel Zafiras im
Polizeipräsidium Westhessen getestet wur-
den, jedoch befindet sich bei den im Jahr
2009 ausgelieferten Opel Zafiras im Polizei-
präsidium Südosthessen kein fest verbau-
tes Navigationssystem in der Mittelkonsole.
Schade drum, wäre wünschenswert gewe-
sen. Ansonsten kann ich die Beobachtun-
gen des Kollegen nur bestätigen, sowohl die
positiven wie auch die negativen.

Marco Böhm,
Polizeipräsidium Südosthessen

Vielen Dank für diesen umfangreichen
und aufschlussreichen Beitrag. Als langjäh-
riges Mitglied des Funkstreifendienstes und
im „zarten“ Alter von immerhin 50 muss ich
allerdings befürchten: Fast alles graue The-
orie und reine Utopie. Zumindest in
Schleswig-Holstein. Sicherlich, unsere
Funkstreifenfahrzeuge sind aktuelle Model-
le. Die eine oder andere technische Verbes-
serung hat es auch gegeben (Martinshorn
nach unten und vorne verlegt oder flachere
und besser sichtbare Signalgeber), aber an-
dere dringend notwendige Verbesserungen
werden wohl niemals möglich sein.

Ich glaube nicht daran, dass ich es wäh-
rend meines Berufslebens erlebe, dass der
Gepäckraum eines Schleswig-Holsteiner
Funkstreifenwagens mit einer professionel-

Ich bin erschüttert. Da wird sich auf 10
Seiten über den optimalen Funkstreifen-
wagen (FuStW) ausgelassen und wie sieht
die Realität aus? Ich glaube,  das weiß kei-
ner und das will auch keiner wissen!

Auf meiner Polizeistation mit drei
KED- und zwei ESD-Leuten, letztere sind
voll im 24-Stunden-Dienst des PK einge-
bunden, wurde uns vor zwei Jahren der
zivile FuStW weggenommen, weil er
schrottreif und nicht mehr zu reparieren
war. Unser grün/weißer Passat-Kombi mit
ca. 280.000 km Laufleistung wurde uns
weggenommen, da mit ihm aus Sicher-
heitsgründen keine Einsatzfahrten mehr
durchgeführt werden sollten. O-Ton des
FEM-Sachbearbeiters: „Fahrt langsam mit
dem Auto!“

Nun haben wir wieder einen FstW mit
ca. 360. 000 km Laufleistung. Die Liste der
Schäden an diesem Fahrzeug würde die-
sen Rahmen sprengen, nur kurz das Wich-
tigste: Sporadisch fällt die Automatik-
schaltung aus, wir sind teilweise mit 80 km/
h zum Unfall gefahren, Gott sei Dank,
denn da fiel auch noch kurzzeitig die
Bremse aus, nicht auszudenken, wenn wir
mit 100-120 km/h auf die Bundesstraße zu-
gefahren wären. Einen Werkstatttermin
bekamen wir in ca. 3 Wochen, es war kein
Leihwagen da.

Nachdem sich unser LE kümmerte,
kam der Wagen nach vier Tagen in die
Werkstatt. Ein paar Kleinigkeiten wurden
instand gesetzt, an Schaltung und Bremse
wurde jedoch nichts gefunden, alles in bes-
ter Ordnung, vermutlich weil zu teuer.

Als ich heute zum Nachtdienst zum PK
fuhr, fiel die Bremse wieder kurz aus. Und
ihr macht euch Gedanken über die neue
Generation FuStW. Lasst uns doch erst-
mal die Alten verschrotten, bevor noch
etwas passiert!

Vielleicht schreibt der eine oder ande-
re auch mal seine Erfahrungen mit Dienst-
kraftfahrzeugen bei der Polizei Nieder-
sachsen auf.

              Hartmut Torster, per E-Mail

der entsprechenden Einsatzausrüstung,
teilweise (soweit vorhanden) laufenden Kli-
maanlagen und dem hohen Dachaufbau
brauchen wir ja nicht über den Durchzug
und die Beschleunigung zu reden. Ich bin
tätig im Streifendienst in einem Landrevier
der Polizeidirektion Südwestsachsen. Einen
wichtigen Teil der Arbeit machen mobile
Verkehrskontrollen aus. Leider ist es an der
Tagesordnung, dass 2-Räder (ist ja schon fast
normal) und leider auch PKW sich der Kon-
trolle durch Flucht entziehen können,
besonders in den Abend und Nachtstunden
ohne große riskante Fahrmanöver.

Vor einer Woche haben wir einen psy-
chotischen, alkoholisierten und ohne Fahr-
erlaubnis fahrenden Straftäter verfolgt und
haben diesen verloren aufgrund fehlender
Leistung des Fahrzeuges. Dieser Täter fuhr
später beim erneuten Sichten durch einen
anderen Streifenwagen fast eine Kollegin
um. Wir konnten das Fahrzeug später si-
chern und mussten mit erschrecken feststel-
len, das es nur einen 1.4 Motor mit 75 PS
hatte. Das war sehr ernüchternd.

Salomon Sorger, per E-Mail

len den Bedürfnissen des Funkstreifen-
dienstes angepassten Ladungsmöglichkeit
ausgestattet wird. Das gleiche gilt für MP-
Kästen, Halterungen für Funkgeräte,
Alcotester und Einsatzstöcken. Die Grün-
de liegen auf der Hand und sind so platt wie
erschlagend – es ist kein Geld da. Dass es
umsetzbar ist, liest man in Eurem Beitrag.
Allerdings muss ich auch feststellen, dass in
Zeiten von Controlling, Zielvereinbar-
ungen, Kosten-Leistungs-Rechnungen, Pro-
jekten, usw. usw. die Ausstattung eines Ein-
satzmittels der Beamten auf der Straße nicht
die unbedingte Priorität hat.

Michael Mauer, Kiel

forum
LESERMEINUNG

Fortsetzung von Seite 5
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AngemerktLiebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,

es ist mal wieder so weit: Zur Zeit und
in den nächsten Monaten werden in fast
allen Landesbezirken und Bezirken
Seniorenkonferenzen einberufen, um die

für die Kollegin-
nen und Kollegen
wichtigen gesell-
schafts- und ge-
werkschaftspoliti-
schen Fragen zu
diskutieren und
die Weichen für
die zukünftige
GdP-Senioren-
arbeit zu stellen.

Im Mittelpunkt
dieser Konferen-

Es hängt oft an einem engagierten Seniorenvertreter

Nicht überall läuft
Seniorenarbeit

Natürlich dient das süddeutsche Treffen
auch immer dem gegenseitigen kennen-
lernen und Gedankenaustausch, wie Gast-
geber Johannes Dieter, Vorsitzender der
thüringischen Senioren, bei der Begrüßung
im Hotel Mercure sagte. Man könne
schließlich auch im Alter noch voneinander
profitieren. In Thüringen laufe die Senioren-
arbeit sowohl in der GdP als auch im DGB
sehr gut. Deutlich wurde in dieser Diskussi-
on, dass die Seniorenarbeit davon abhänge,
wie aktiv oder weniger aktiv die Senioren-
vertreter/innen vor Ort seien.

Damit stehe und falle oft die Arbeit. In
den Kreisgruppen müsse es beginnen. Ver-
treten waren bei dem Treffen Thüringen,
Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Baden-
Württemberg, Sachsen, Bayern und der
Bezirk BKA. Die Thüringer Gastgeber hat-
ten auch einige Seniorenvertreter aus Kreis-
gruppen zur Diskussion mitgebracht.

Die Seniorenvertreter müssten eng an
den Vorstand angebunden sein, forderte
Artur Jung, der Bundesseniorenvorsitzende
und Landesseniorenvorsitzende im Saar-
land. Wichtig seien aber auch Aktivitäten auf
regionaler Ebene, um zum Beispiel für Se-

SÜDDEUTSCHES TREFFEN 2009 DER GdP-SENIOREN IN ERFURT

zen wird sicherlich die aktuelle Entwick-
lung im Renten- und Versorgungsrecht
stehen.

Neben diesen aktuellen Themen wird
es auch Aufgabe der Seniorenkonferenzen
sein, die Delegierten für die 6. Bundes-
seniorenkonferenz der GdP zu wählen, die
im April 2010 in Potsdam stattfinden wird.

Im Hinblick auf diese Bundessenioren-
konferenz müssen wir schon bei den Lan-
des-Seniorenkonferenzen unsere Forde-
rungen an die Politik deutlich machen und
auch zu gesellschaftspolitischen Fragen
Stellung beziehen.
So unter anderem:
• Dass wir keine Benachteiligung der Äl-

teren wollen, denn Diskriminierung je-

der Art verstößt gegen die Verfassung
und verletzt die Menschenwürde.

• Dass wir Solidarität zwischen Jung und
Alt wollen. Wir dürfen nicht zulassen,
dass jüngere und ältere Menschen
gegeneinander ausgespielt werden.

• Dass wir Gesundheit und Wohlbefinden
bis ins hohe Alter wollen. Das macht
eine altersgerechte medizinische Ver-
sorgung und ein hohes Maß an Gesund-
heitsvorsorge erforderlich.

• Wir fordern eine konzentrierte Aktion
für Menschenwürde in der Pflege.  Pfle-
ge ist eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe – und geht uns alle an.

Bis zur nächsten Ausgabe

Artur Jung
Bundesseniorenvorsitzender

minare genügend Interessenten zu finden.
Das Thema einer breiten Erreichbarkeit der
Senioren sei noch in keinem Bundesland ge-
löst. Das werde sich aber im Laufe der Jah-
re verbessern, weil immer mehr pensionier-
te Kollegen/innen über einen Internet-
zugang verfügen würden. Es dürfe auch
nicht sein, dass die Seniorenarbeit an feh-
lenden Finanzen scheitere.

Die Kreisgruppen
müssten dafür Geld
bereitstellen, war die
Ansicht von Rainer
Blatt, Schriftführer im
Bundesseniorenvor-
stand und Landes-
seniorenvorsitzender
in Rheinland-Pfalz,
der die Seniorenarbeit
in seinem Bundesland
auf einem guten Weg
sah.

Werner Fischer,
neuer Seniorenvor-
sitzender in Baden-
Württemberg, sprach
sich für mehr Senio-
renartikel in den
Landesteilen der Zeit-
schrift „Deutsche Po-

lizei“ aus, um für die Aktivitäten zu werben
und die Senioren zu informieren. Die Thü-
ringer Vertreter machten darauf aufmerk-
sam, dass es wichtig sei, zu Veranstaltungen
auch die Partner/innen einzuladen.

AktivProgrammSenioren (APS)

Als Leitfaden für Seminare diene das

Die Teilnehmer des Süddeutschen Treffens in Erfurt mit „Anhang“
vor der historischen Kulisse mit dem Dom und der Severikirche



10 – 2009 Deutsche Polizei   39

S
EN

IO
R

EN
JO

U
R

N
A

L

„AktivProgrammSenioren“ (APS), das jetzt
neu gefasst worden sei. Dazu benötige man
in der Regel aber einen Internetzugang, weil
das Material so umfassend sei und stets ak-
tualisiert werden müsse, dass man es nicht
gedruckt liefern könne. Das Programm wer-
de allen GdP-Mitgliedern offen stehen, so-
fern sie sich auf der Internetseite der GdP
einloggen. Breit gestreut würden allerdings
trotzdem die beiden „Papier“-Hefte zu den
Themen „Vorsorge“ und „Vorbereitung auf
den Ruhestand“. Das Thema APS wurde in
der Mai-Ausgabe DEUTSCHE POLIZEI
behandelt.

Gerade die Vorbereitung auf den Ruhe-
stand sei ein wichtiges Thema für Seminare,
die für die Senioren und Seniorenanwärter
in den einzelnen Bundesländern durchge-
führt werden sollten. Die Themen Beihilfe,
Sport im Alter oder auch gesunde Ernäh-
rung sollten auch in den Seminaren behan-
delt werden. Bei der Beihilfe wüssten eini-
ge Senioren noch immer nicht, so Hermann
Müller aus Hessen, dass man eine Vollmacht
(Formular bei der Beihilfestelle) unter-
schreiben könne, damit auch eine andere
Person die Beihilfe einreichen könne.

DGB gegen Personengruppen-
arbeit

Bei der Tagung wurde auch das Thema
„Seniorenarbeit im DGB“ angeschnitten.
Leider sei hier seit Jahren kein Fortkommen
feststellbar. Seniorenarbeit sei nicht will-
kommen, so der Bundesseniorenvor-
sitzende Artur Jung. Bei einer entsprechen-
den Konferenz auf Bundesebene sei nur er
als Senior anwesend gewesen, alle anderen
Gewerkschaften seien durch hauptamtliche
Sekretäre vertreten worden. Man müsse den
Eindruck gewinnen, dass insbesondere zwei
große Einzelgewerkschaften keine Senio-
renarbeit wünschten. Auch die Vertretung
von Frauen und Jugend im DGB-Bundes-
vorstand, die bisher dort noch Stimmrecht
haben, solle wohl „zurückgedrängt“ werden.
Beim nächsten DGB-Bundeskongress wol-
le man diese Gruppenvertreter durch eine
Satzungsänderung nämlich ausschließen.
Hier müssten die Senioren mithelfen, die
notwendige Zweidrittelmehrheit für diese
Satzungsänderung zu verhindern.

Marko Grosa, neuer Vorsitzender
der GdP in Thüringen

Thüringen hat einen neuen GdP-Landes-
vorsitzenden: Er heißt Marko Grosa, ist
Kriminaloberrat und wurde Ende März ge-
wählt. Er ließ es sich nicht nehmen, beim
Seniorentreffen persönlich zwei Tage anwe-
send zu sein, sich die Probleme der Senio-
ren anzuhören und auch zu schildern, wie

er die GdP-Arbeit in Thüringen sieht. Er ist
sich sicher, dass sich die GdP in diesem Bun-
desland neu orientieren muss. Die Struktur-
reform der Polizei, die keinen gewachsenen
Altersaufbau habe, da nach der Wende vie-
le ältere Beamte/innen entlassen worden
seien, mache auch der GdP zu schaffen. Die
polizeiliche Gebietsreform sei auch kein
großer Wurf gewesen. Es müsse eine politi-
sche Gebietsreform folgen. Da müsse in den
kommenden Jahren nach gearbeitet wer-
den.

Zufrieden sei man mit dem neuen Innen-
minister Manfred Scherer, der zahlreiche
GdP-Positionen vertrete.

Ein Problem sieht Grosa im Umgang der
Bürokratie mit Diabetikern. Man nehme ih-
nen Dienstführerschein und Waffe ab und
lasse sie nur
noch im In-
nendienst ar-
beiten. Leider
werde nicht
der Einzelfall
geprüft. So
fehlten dem
Einzeldienst
immer mehr
Leute. Die ein-
g e s c h r ä n k t
dienstfähigen
Kollegen/in-
nen blockier-
ten aber die
Stellen für
Neueinstellun-
gen. Ein Witz
sei es, aus Kos-
tengründen Streifenwagen ohne Funkgerä-
te anzuschaffen. Notwendig sei es, mehr
Verwaltungsleute einzustellen, damit die
dort arbeitenden Polizisten wieder auf die
Straße könnten. Als weitere Aufgabe sah er
eine Attraktivitätssteigerung für den
Schichtdienst. So könne man eine Zulage
schaffen für den Streifendienst oder die
Amtszulage automatisch gewähren nach 20
Jahren Schichtdienst.

Veränderungen müsse es auch bei der
Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) geben,
da die Schwerpunkte der Gewichtung falsch
verteilt seien.

Es gab auch lebhafte Diskussionen mit
Marko Grosa und Artur Jung bedankte sich
ausdrücklich für die Anwesenheit des Thü-
ringer Landesvorsitzenden und sein Inter-
esse an der Seniorenarbeit. Das süddeutsche
Treffen sei vor 20 Jahren im Saarland mit
acht Bundesländern/Bezirken gestartet
worden. Nächster Gastgeber 2010 sei das
BKA. Marko Grosa seinerseits lobte die
sachliche Arbeit der GdP-Senioren. „Hier
wird viel Energie eingebracht. Daran könn-
ten sich Jüngere ein Beispiel nehmen.“

Obwohl das diesjährige Treffen der süd-
deutschen GdP-Senioren in Erfurt sicher
kein touristischer Ausflug war, wurde den
Teilnehmern doch ein wenig von dieser
wunderschönen Stadt gezeigt. Am zweiten
Tag gab es einen geführten Stadtrundgang
und für die mitgereisten Ehepartnerinnen
gab es ein spezielles Programm. Erfurt ist
eine Reise wert: Als „Zentrale“ Thüringens
verfügt sie über einen der am besten erhal-
tenen mittelalterlichen Stadtkerne Deutsch-
lands. Dieser wird überragt vom Domberg
mit Mariendom und Severikirche. In den
vergangenen Jahren sind viele mittelalterli-
che Gebäude restauriert (und werden noch
immer hergerichtet) und einer modernen
Nutzung zugeführt worden. Zu besichtigen
sind die alte Synagoge, die Zitadelle

Petersberg, die einzige weitgehend erhalte-
ne barocke Stadtfestung Europas mit weit
verzweigtem und auch zugänglichem
Minenlabyrinth. Es lohnt das Augustiner-
kloster, wo Martin Luther von 1505 bis 1511
gelebt hat, und natürlich die 120 Meter lan-
ge, durchgängig bebaute und bewohnte
Krämerbrücke. Sie ist ein für Europa ein-
maliges Bauwerk und kann sich durchaus
mit der berühmten „Ponte Vecchio“ in Flo-
renz messen.

Organisiert worden war das Treffen von
Monika Pape, Gewerkschaftssekretärin in
Thüringen, unterstützt von Marietta
Lindner, zuständig für den Bereich Senio-
ren im geschäftsführenden Landesvorstand.
Beide waren bei dem Treffen anwesend und
hörten sich an, was die Senioren zu sagen
hatten. Immerhin seien von neun GLBV-
Mitgliedern in Thüringen fünf weiblich, er-
klärte Marietta Lindner. Die GdP habe
3.617 Mitglieder, davon seien 414 Senioren.
Die Seniorenarbeit laufe in den meisten
Kreisgruppen sehr gut.

Norbert Weinbach

Treffen der süddeutschen Seniorenlandesvorsitzenden in Erfurt; ganz links
im Bild der neue Landesvorsitzende der GdP-Thüringen Marko Grosa, 3.v.l.
der thüringische Seniorenvorsitzende und Gastgeber des Treffens,
Johannes Dieter, rechts neben ihm der Seniorenbundesvorsitzende Artur
Jung aus dem Saarland                                               Fotos: N. Weinbach
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TV-L Jahrbuch Länder
2009

Das noch junge Tarifrecht der Länder
hat im Zuge der letzten Tarifrunde die ers-
ten weit reichenden Änderungen erfahren.

Das TV-L Jahrbuch Länder 2009 aus
dem Walhalla Fachverlag erleichtert die
schwierige Rechtsanwendung. Gezielt und
mit hoher Fachkompetenz kommentiert
Jörg Effertz den TV-L und erläutert ver-
ständlich die teils
komplizierten Rege-
lungen. Als beson-
dere Hilfe für den
Arbeitsalltag erwei-
sen sich die zusätz-
lich zu den Tarif-
texten abgedruckten
oft benötigten Vor-
schriften – wie das
Arbeitszeitgesetz,
das Entgeltfortzahlungsgesetz sowie das
Teilzelt- und Befristungsgesetz.

Das TV-L Jahrbuch der Länder 2009
enthält im Einzelnen:
• TV-L unter Berücksichtigung des Än-

derungstarifvertrages vom 1. März 2009
mit fachlicher Kommentierung

• TVÜ-Überleitungstarifvertrag mit Erläu-
terungen und Praxisbeispielen

• TV-Ärzte und TVÜ-Ärzte
• Tarifverträge für Auszubildende
• Tarifvertrag über eine Einmalzahlung
• Vergütungsordnung
• Tarifvertrag Altersversorgung
• Tarifverträge zur Altersteilzeitarbeit und

zum Rationalisierungsschutz
Das TV-L Jahrbuch Länder 2009 führt

die seit Jahrzehnten bewährten Walhalla-
Jahrbücher zum Tarifrecht des öffentlichen
Dienstes fort. Beschäftigte der Länder,

Personalsachbearbeiter, Personalräte so-
wie Mitarbeiter der Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbände unterstützt es zuver-
lässig bei der schnellen Klärung zu Fragen
des Tarifrechts. Darüber hinaus machen es
die zahlreichen enthaltenen Tarifverträge
Arbeitgebern leicht, ihrer auf § 8 des
Tarifvertragsgesetzes zurückgehenden
Pflicht nachzukommen, die maßgebenden
Tarifverträge im Betrieb auszulegen.
TV-L Jahrbuch Länder 2009 –
Kommentierte Textsammlung,
Jörg Effertz, Walhalla Fachverlag,
2009, gebunden, 1.240 Seiten,
22 Euro, ISBN 978-3-8029-7992-7

Hooliganismus
Am 19./20. Sep-

tember 2008 be-
schäftigte sich die
Deutsche Vereini-
gung für Sportrecht
e.V. – Konstanzer
Arbeitskreis für
deutsches und inter-
nationales Sport-
recht – auf ihrer
Herbsttagung in
Spiez (Schweiz) mit dem Generalthema
„Probleme des Hooliganismus“. Der
Tagungsband enthält die aktualisierten
Fassungen der in Spiez gehaltenen Vorträ-
ge und berücksichtigt auch die Ergebnis-
se der Diskussionen.
Hooliganismus – Verantwortlichkeit
und Haftung für Zuschauerausschrei-
tungen, Prof. Dr. Wolf-Dietrich Walker,
Richard Boorberg Verlag, 2009, Recht
und Sport, Band 38, 82 Seiten,
25 Euro, ISBN 978-3-415-04283-4

Jugendgerichtsgesetz
Die Diskussion um ein „vernünftiges“ Ju-

gendstrafrecht wird und muss weitergeführt
werden. Für diese Diskussion sind zwei Ent-
scheidungen von
außerordentlicher
Bedeutung. Zum ei-
nen die Entschei-
dung des Bundes-
verfassungsgerichts
zur Verfassungs-
widrigkeit des bis-
herigen Jugend-
strafvollzugsrechts.
Zum anderen die –
gesetzgeberische –
Entscheidung für die Neudefinition der Zie-
le des Jugendstrafrechts im neuen § 2 Abs. 1
JGG. Das Jugendstrafrecht soll danach der
Individualprävention zum Zwecke der Ver-
hinderung neuer Straftaten mit möglichst er-
zieherischen Mitteln dienen.

Weitere Änderungen betreffen den Aus-
schluss der Eltern von der Hauptverhand-
lung sowie die Nebenklagemöglichkeit, die

gänzlich neu eingeführt wurde. Auch die
wichtigen Regelungen betreffend den
Rechtsschutz im Jugendstrafvollzug wurden
neu gefasst. Die Einführung der nachträgli-
chen Sicherungsverwahrung im Jugend-
strafrecht mit dem Gesetz vom 8.7.2008 hat
zuletzt auch in der Öffentlichkeit für Auf-
sehen gesorgt. Der „Ostendorf“ setzt in sei-
ner 8. Auflage durch die umfassende Dar-
stellung des JGG zusammen mit den krimi-
nologischen Hintergründen Maßstäbe.
Jugendgerichtsgesetz, Prof. Dr. Heribert
Ostendorf, Nomos Verlag, 8. völlig über-
arbeitete Auflage, 2009, 690 Seiten ge-
bunden mit Schutzumschlag, 98 Euro,
ISBN 978-3-8329-4466-7
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